Die Expedition iſt Verrenſtrasse Ar. 26. 


Donnerstag den 20. Juli 


1848. 


An die Abonnenten der ſtenogr. Berichte der Verhandlungen der National⸗Verſammlungen in Berlin u. Frankfurt a. M. 
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Verſammlung zur Vereinbarung der preußiſchen 
Staats⸗Verfaſſung. 
(Sitzung vom 18. Juli.) 

Das Protokoll wird verleſen und der Verſamm⸗ 
lung mitgetheilt, daß von dem Gouvernement eine 
Vorlage über ein Domainen-⸗ und Forſt⸗Verwaltungs⸗ 
Geſetz eingegangen, ebenſo überreicht Miniſter Gierke 
eine Ausarbeitung der Motive zu ſeiner Geſetzesvorlage 
über die Aufhebung einiger bäuerlichen Laſten. 

Rodbertus lieſt eine Erklärung vor, nach wel⸗ 
cher er bei dem Jacoby'ſchen Antrage zwar nicht für 
den Geſammt⸗Antrag, aber doch gegen die Verwah⸗ 
rung des Miniſterii geſtimmt haben würde. — 
Waldeck berichtet für die Verfaſſungs-Kommiſſion: 
die Kommiſſion habe ſich für unentgeltliche Ertheilung 
des Schulunterrichts erklärt. Was die Communalver⸗ 
faſſung beträfe, ſo habe man ſich für eine Eintheilung 
in Bezirke, Kreiſe und Gemeinden erklärt. Der Vor⸗ 
ſtand des Bezirks wird von der Regierung, der des 
Kreiſes und der Gemeinde von den Gemeindemitglie— 
dern ernannt. Ferner habe man ſich für das Zwei⸗ 
kammer⸗Syſtem entſchieden und jedem 24jährigen 
Preußen das active Wahlrecht eingeräumt, wenn er 
6 Monate am Orte der Wahl anſäſſig. Die indirek⸗ 
ten Wahlen habe man vorbehaltlich einer einfachen 
Aenderung Seitens der legislativen Kammer für jetzt 
beibehalten, die Dauer der zweiten Kammer auf drei 
Jahre und der erſten Kammer auf ſechs Jahre feſt⸗ 
geſetzt. Die erſte Kammer (der Senat) wird von den 
vereinigten Kreis- und Bezirksvertretern erwählt, und 
iſt zur Wählbarkeit in der erſten Kammer ein Alter 
von mindeſtens 40 und für die zweite Kammer ein 
Alter von mindeſtens 30 Jahren erforderlich. — 
Miniſter Kühlwetter: Ich ſehe mich veranlaßt zu 
bemerken, daß wir mit der Ausarbeitung einer Com⸗ 
munalverfaſſung beſchäftigt ſind und dieſelbe ſobald als 
möglich vorlegen werden. Es hat ſich das Gerede 
verbreitet, daß das neue Miniſterium einen freiſinni⸗ 
gen Gemeinde⸗Verfaſſungs⸗Entwurf vorgefunden, den⸗ 
ſelben aber als zu freiſinnig nicht benutzt habe. Ich 
weiß nicht, wie man dazu kommt, das jetzige Mini⸗ 
ſterium für weniger freiſinnig zu halten, als das frü⸗ 
here, ich kann aber verſichern, daß ich bei Uebernahme 
des Miniſteriums keinen Communal⸗Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurf vorgefunden habe. — Dunker erſtattet für die 
Adreſſe⸗Kommiſſion Bericht. Die Adreſſe-Kommiſſion 
habe ſich gegen die Erlaſſung einer Adreſſe erklärt, weil 
dieſelbe keine belangreichen Gründe nach dem Abgange 
des vorigen Miniſteriums für die Adreſſe habe finden 
können. — Miniſter⸗Präſident v. Auerswald erklärt 
ſich im Namen des Miniſterii mit dem Kommiſſions⸗ 
Antrage einverſtanden. Der Kommiſſions-An⸗ 
trag wird mit ſehr großer Majorität ange⸗ 
nommen und keine Adreſſe zu erlaffen be- 
ſchloſſen. — Bucher erftattet Bericht für die Cen⸗ 
tral⸗Abtheilung über den Antrag von 94 Abgeordneten 
wegen Aufhebung der Geſetze über die Befugniß der 
Kreisſtände: Ausgaben zu beſchließen. — Minifter 
Kühlwetter erklärt, daß er durch eine Verfügung 
an die Regierungen dies ſchon beſtimmt habe. — 
Weichſel glaubt, daß dieſer Verfügung des Mini⸗ 

s die Regierungen gar nicht Folge zu leiſten hätten. 
Es ſprechen noch mehrere Redner für und gegen, und 
die Verſammlung entſcheidet ſich für den Kommiſſions⸗ 

intrag mit Hinzufügung des Amendements von Groß, 
unbeſchadet der früher getroffenen Anordnungen der 
Kreisſtände. — Reichensperger berichtet, daß ſich 
die Kammiſſion in der Valdenaire'ſchen Angelegenheit 
für die ſofortige Einberufung des Abgeordn. Valdenaire 
Fa habe. Nach einem ihm zugekommenen Akten⸗ 

cke habe das Landgericht Valdenaire freigefprochen, 
= 


es ſei jedoch in Folge Antrags von Mitgliedern des 
Richterkollegiums (es kann ein Mitglied des Kollegiums 
dies verlangen) die Sache an den Appellationshof ge⸗ 
gangen. v. Berg erklärt ſich für den Antrag der Kom⸗ 
miſſion. Siemon iſt gegen denſelben; ſei Valdenaire un⸗ 
ſchuldig, ſo würde man ihm keinen Gefallen erzeigen, 
wenn man ſeiner Freiſprechung durch die competente 
Gerichtsbehörde vorgriffe. Bauerband ſpricht eben⸗ 
falls gegen den Kommiſſions-Antrag, ſei Valdenaire 
wirklich ſchuldig, ſo werde nur ein geringer Theil gern 
mit ihm in der Kammer zufammen fein. Man be 
ſtimme das nähere Urtheil durch die Einberufung Val⸗ 
denaires. Borchardt für den Antrag. Man müſſe 
nach dem Geſetz verfahren, und Valdenaire einberufen, 
es haben 8 Zeugen ſeine Unſchuld bezeugt; ſollte er 
verurtheilt werden, ſo wäre die Strafe ſpäter zu voll⸗ 
ziehen, wenn er nicht mehr Abg. Gräff (Valdenai⸗ 
re's Stellvertreter) ſpricht für, Stubb gegen den An⸗ 
trag. Reichensperger macht darauf aufmerkſam, 
daß die Frage eine politiſche und keine juriſtiſche ſei. 
Wenzelius ſpricht noch als Antragſteller für den 
Antrag und die Majorität entſcheidet ſich für die 
Einberufung Valdenaire's. 

Borchardt beantragt, die Verſammlung möge 
beſchließen, daß eine Sitzung über 8 Tage zur Ver⸗ 
handlung und Beſchluſſe über den Antrag des Abg. 
v. Liſinski auf Abſchaffung der Todesſtrafe, fixirt 


werde. Es hätten ſich mehrere Abth. für die Abſchaf⸗ 


fung der Todesſtrafe erklärt, in dieſen Tagen ſeien 
aber zwei Todesurtheile in Koblenz vollſtreckt worden, 
ſei aber die Strafe als ungerecht und inhuman aner⸗ 
kannt, ſo dürfe einem veralteten Geſetze kein Men⸗ 
ſchenleben mehr geopfert werden. Ritz ſieht darin eine 
unparlamentariſche Anklage ſeiner Abth., die noch nicht 
über den Liſinskiſchen Antrag berathen unv die man 
ſo zwingen wolle, ſofort zur Berathung dieſes Antrags 
zu gehen und andere liegen zu laſſen. Brill: Wenn 
wir damit umgehen, die Todesſtrafe abzuſchaffen und 
in der Zwiſchenzeit welche geköpft werden, ſo iſt das 
noch unparlamentariſcher. (Heiterkeit) Baumſtark 
macht auf den Ernſt der Frage, der dergleichen nicht 
vertrage, aufmerkſam. Brill: Was er geſagt, habe 
ſeine ſehr ernſte Seite und wenn er etwa durch den 
vorigen Redner (Baumſtark) zurecht gewieſen werden 
ſolle, fo, täuſche ſich derſelbe, der Redner habe die zu: 
recht gewieſen, die in dem Antrage etwas unpaklamen⸗ 
tariſches ſehen. Nachdem noch der Miniſter⸗Präſident 
v. Auerswald erklärt, daß Todesurtheile jetzt nicht 
würden vollſtreckt werden, wird ein Amendement, den 
Abtheilungen lediglich Eile anzuempfehlen, geſtellt; der 
Antrag wird verworfen und das Amendement ange⸗ 
nommen. 

Ein Antrag von Hildenhagen: die hohe Ver⸗ 
ſammlung möge, ſo lange die Regierung nicht das 
verheißene Gemeinde-Geſetz vorgelegt habe, den Präſi⸗ 
denten beauftragen, jede Sitzung mit der ſolennen For⸗ 
mel zu ſchließen: „wir aber ſind der Meinung, das 
Miniſterium müſſe die Vorlage eines Gemeinde⸗Geſetzes 
möglichſt beſchleunigen,“ erregt zwar große Heiterkeit, 
findet jedoch keine Unterſtützung. Mehrere Anträge 
(u. A. von Krauſe, wegen Ernennung einer Kommiſ⸗ 
ſion, Behufs Einführung einer Einkommenſteuer auf 
den 1. Januar 1849) gehen in die Abtheilung. 

Man geht zu der noch unerledigten Tages⸗Ordnang 
vom 29. Juni über. Zunächſt kommt Kämpfs =” 
terpellation in Betreff vorläufiger e Der 
die Stellung der Militärs Aerzte an die Reihe. 5 
Kriegsminister erklärt: es liegen bereits umfangreiche 
Vorarbeiten vor, nach welchen mit einer gründlichen 
Reviſion des Militär ⸗ Medizinalweſens vorgegangen 
werden ſoll. Schon in den nächſten Tagen wird eine 


Verordnung zur Reife gebracht werden, welche den 
Militär⸗Oberärzten eine angemeſſene Gehaltszulage und 
eine paſſendere Stelle in der Rangordnung einräu⸗ 
men ſoll. . 

Es folgt die Tages⸗Ordnung vom 4. Juli. Hoff: 
richter zieht feinen Antrag wegen Aufhebung der Cen⸗ 
ſur beim Militär zurück, da Herr von Griesheim ihm 
erklärt habe, daß die Aufhebung bereits erfolgt fei. — 
Bredt interpellirt das Staats-Miniſterium: 1) über 
die Schritte der Regierung um den Beitritt Oeſter⸗ 
reichs, Hannovers, Oldenburgs, Mecklenburgs und der 
Hanſeſtädte zum Zollverein zu bewirken; 2) darüber, 
ob neben der hierdurch herbeizuführende Bildung eines 
allgemeinen deutſchen Zollvereins auf einen deutſchen 
Handels⸗ und Schifffahrtsbund Bedacht genommen ſei, 
welcher, geſtützt auf ein gemeinſames Differential⸗Zoll⸗ 
Syſtem die Aufgabe hat, die bisherige fremde Vermit⸗ 
telung des deutſchen transatlantiſchen Handels zu be⸗ 
ſeitigen, dagegen den direkten Handel Deutſchlands mit 
den überſeeiſchen Ländern zu befördern; 3) in Betreff 
der Reviſion des Zolltarifs. Der Handels Miniſter 
Milde erklärt: ad 1) „ich glaube annehmen zu dür⸗ 
fen, daß ſich die Frage nicht auf die Vergangenheit 
richtet, ſondern auf die Schritte, welche in dieſer Be⸗ 
ziehung ſeit dem Marz d. J. gethan find. Die preuß. 
Regierung hat ſchon vor dem Bundesbeſchluß vom 19. 
Mai d. J. mit Naſſau, Baden, Württemberg und ei⸗ 
nigen andern Staaten Verabredungen getroffen, und 
erwartet die Vorſchläge der betheiligten Regierungen; 
ad 2) das Differential-Zollſyſtem iſt bekanntlich, wie 
in der Literatur, ſo auch in den Verhandlungen der 
deutſchen Regierungen ſeit Jahren ununterbrochen ven⸗ 
tilirt worden. Zu einer Beſchlußnahme haben die Ver⸗ 
handlungen, welche beſonders mit den Küſten⸗Staaten 
gepflogen werden mußten, noch nicht geführt. — Da 
der Interpellant vor Allem die Anſichten der preußi⸗ 
ſchen Regierung zu vernehmen wünſcht, ſo erklart der 
Minifter: ich glaube, daß die Lage, in welcher ſich die Re⸗ 
gierung jetzt befindet, mir nicht geſtattet, mich über 
dieſe Frage mit apodiktiſcher Gewißheit zu äußern. 
Ad 3 erklärt derſelbe, daß die in Ausſicht ſtehende 
Zollvereinigung aller deutſchen Staaten bereits An⸗ 
fangs April die Regierung veranlaßt habe, mit Hin⸗ 
blick auf den Perſonenwechſel in der Finanzverwaltung 
der einzelnen Staaten die Anfrage zu ſtellen, ob es 
nicht beſſer ſei, die Reviſion des Tarifs zu verſchie⸗ 
ben, und in dieſem Jahre die nöthigen Erleichterungen 
u. ſ. w. im Wege der Korreſpondenz zu verabreden. 
In Folge der von der franzöſiſchen Regierung neuer⸗ 
dings getroffenen handelspolitiſchen Anordnungen er⸗ 
klärt der Miniſter, werde er wahrſcheinlich in Kurzem 
in den Fall kommen, der Verſammlung Vorlagen zu 
machen. 

er den Abgeordneten Gladbach hatte der 
Abgeordnete Schü wegen der Aeußerung, die ſchles⸗ 
wigſchen Freiſchärler wollten ſich nicht unter die preu⸗ 
ßiſche Militärdisziplin „knechten laffen, — eine An⸗ 
klage erhoben. Schug hat dieſelbe zwar zurückgezogen, 
allein Gladbach will ſich dennoch rechtfertigen. Un⸗ 
ter großem Lärmen der Verſammlung (mehrere verlaſ⸗ 
fen die Plätze, Andere rufen: zum Schluß! nicht abs 
leſen! u. ſ. w.) weiſt Gladbach nach, man habe den 
Freiſchärlern die ertheilten Zuſicherungen nicht gehal⸗ 
ten, das ſei eine Knechtung. Schütz bemerkt, er habe 
die Anklage nicht aus Feigheit zurückgezogen, ſondern 
nur, um der Verſammlung eine leidenſchaftliche, dem 
Lande unerſprießliche Debatte zu erſparen. — Der 
Präſident ſchließt die Sitzung 3Y, Uhr. 

: ..... Ni. 


Berlin, 18. Juli. [Amtlicher Artikel des 
Staats-Anzeiger.] Se. Maj. der König haben 


— 


TE 


allergnädigft geruht: dem Ober⸗Mühlen⸗ und Bau⸗In⸗ 
ſpektor Schwahn zu Berlin den Charakter als Bau⸗ 
rath zu verleihen. — Dem Maſchinenmeiſter J. F. 
Lausmann zu Düſſeldorf iſt unter dem 11. Juni 
1848 ein Patent auf eine Steuerungs- Vorrichtung 
für Dampfmaſchinen, inſoweit ſolche nach der vorge⸗ 
legten Zeichnung und Beſchreibung für neu und eigen⸗ 
thümlich erachtet worden iſt, und ohne Jemand in der 
Anwendung bekannter Theile zu beſchraͤnken, auf acht 
Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den 
Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
Angekommen: Der Fürſt Konſtantin Suzzo, 


Statthalter der Wallachei, von Aachen. 
Se. Maj. der König haben am 16. d. Mts. den 


Minifter-Präfidenten v. Auerswald und geſtern den 
Finanz⸗Miniſter Hanſemann in Sansfouci empfan⸗ 
gen und mit denſelben gearbeitet. (St.⸗Anz. ) 


In der miniſteriellen Denkſchrift, die ſich an den Haupt⸗ 
Finanzetat und an die bekannten Vorlagen knüpft, welche 
im April d. J. dem vereinigten Landtage gemacht wurden, 
wird die Nothwendigkeit, außerordentliche Mittel in Form 
einer Zwangsanleihe aufzubringen, aus dem bisher unge⸗ 
nügenden Ergebniß der freiwilligen Anleihe (es ſollen nur 
1½ Millionen Rthlr. eingegangen fein) und aus den Aus: 
fällen in den Staatseinnahmen, ſo wie aus der Steigerung 
der Ausgaben hergeleitet *). Ausfälle in der Einnahme 
werden in folgenden Rubriken erwartet: 

1) Im Ertrage des Eingangs-, Ausgangs- und Durch⸗ 
gangszolles wegen Verbrauchsminderung der zollpflich⸗ 
tigen Artikel, wegen der Geldkriſe und der Hemmung 
der überſeeiſchen Verbindungen durch den Krieg mit 
Dänemark. Auch in der Stempelſteuer, Mahl- und 
Schlachtſteuer und Brauſteuer wird ein Minus der Ein: 
nahme vorausgeſehn. 

2) In der Einnahme aus dem Salzmonopol wegen ver⸗ 
mehrter Bezugskoſten für das überſeeiſche Salz durch 
den däniſchen Krieg. 

3) Bei den Domainen durch Erlaß oder Stundung ange: 
fochtener Abgaben, 

4) Bei den Forſten durch ſtockenden Abſatz des Holzes. 

5) Bei der Bergwerksverwaltung durch den herabge⸗ 

drückten Preis mehrerer Produkte und die Unmög⸗ 

lichkeit, einzelne Hauptprodukte gegenwärtig in größe⸗ 
ren Quantitäten zu verkaufen. 

Bei der Grundſteuer in der Provinz Poſen. Be⸗ 

ſtimmt wird das Minus der Einnahmen im Ver⸗ 

hältniß zum Finanzetat für 1848 deshalb nicht angege⸗ 
ben, weil die Einnahme⸗Ueberſichten, welche die Pro: 
vinzialbehörden nur vierteljährlich einreichen, erſt Ende 

Juli für den ganzen Staat zuſammengeſtellt werden 

können, und weil einzelne Poſten nicht zu beſtimmten 

Zeiten eingehen. Der Miniſter nimmt indeß für Jah⸗ 

resſchluß einen Einnahme⸗Aus fall von etwa 8,000,000 Rtl. 

an. Die Staatsausgaben betreffend, wird zwar 
für die Zukunft bei der bevorſtehenden innigeren Ver⸗ 

einigung der deutſchen Länder eine Minderung des Mi⸗ 

litäraufſwandes erwartet, gegenwärtig aber eine ſtarke 

Mehrausgabe beanſprucht, um nach dem Ausdrucke der 

Denkſchrift, die errungene Freiheit und nationale 

Selbſtſtändigkeit zu erhalten. Nachdem noch auf die 

Mehrausgaben für die Bauten, um Arbeitsgelegenheit 

zu verſchaffen und für die unterſtützung der Handels: 

und Kreditinſtitute hingewieſen iſt, heißt es wörtlich: 

„Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß ſelbſt die Er⸗ 

haltung der gewährten großen Freiheiten mit 

Opfern für die Staatskaſſe verbunden iſt, indem fort⸗ 

während Elemente auftauchen, welche auf den Umſturz 

der beſtehenden Verfaſſung hinarbeiten. 

Als ſchon beſtrittene und vorausſichtlich noch zu be⸗ 
ſtreitende im Etat nicht vorgeſehene Ausgaben werden 
angegeben; 

1) Zu Unterſtützungen in den Kreiſen Pleß 

und Rybnik 5 
2) Zur Auslöfung der in Berlin verſetz⸗ 

ten Pfänder bis zu 5 Rtl. (angeordnet 

am 19. März) 2 g 
3) Vorſchuß an den Berliner Magiſtrat 

zur Aushülfe bei den Sparkaſſen 

4) Zuſchüſſe zu Errichtung von Schuh: 
mannſchaften und zur Bewaffnung 
von Bürgerwehren 

5) Koſten des vereinigten Landtages der 
Berliner und der Frankfurter Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung 

6) Zuſchüſſe zur Juſtizverwaltung wegen 

Zurückbleibens der Sporteln 
7) An außerordentlichen Militärausgaben, 

einſchließlich der Koſten für Küſtenbe⸗ 


waffnung 5 

8) Koſten zur Herſtellung einer deutſchen 
Kriegsmarine 

9) Zur Anlegung von elektromagnetiſchen 
Telegraphen zur belgiſchen Grenze und 
nach 2 . 

10) Zur . rweiterung der Geſchäfte der 

ank 1 


nk u en 
11) Zur Errichtung von Diskontokaſſen 
12) Zur Aushülfe der Seehandlung 
13) Zuſchuß an das Miniſterium der öf⸗ 
fentlichen Arbeiten behufs Arbeiterbe⸗ 
2,500,000 Rtl. 


ſchäftigung 2, 
Summa 22,500,000 Rtl. 
Zur Beſtreitung dieſer Ausgaben ſind aus dem Staats⸗ 
ſchatze, der zu Ausgang 1847: 13,527,387 Rtl. betrug, 
13,000,000 entnommen worden, fo daß 9,500,000 Rtl. und wenn 
dann 889,000 Rtl. von wiedereingegangenen Roggenankaufsgel⸗ 
dern abgezogen werden, 8,611,000 Rtl. außerordentliche Aug: 
Dinge 5 — ſind. 
ö e Summe und die zu oben angegebenen Einnahme⸗ 
aus fälle von 8,611,000 Ri. betragen zuſammen 16,611,000, 
welche demnach aufzubringen wären. Im Staatsſchatze 
find noch 2,927,397 Rlt. und es äwren ſomit nur 14,000,000 
Rtl. zu beſchaffen, doch ſollen, weil noch mehr Einnahme: 


—— — 

„) Wir haben bereits einige ‚data aus dieſer Denkſchrift 
der Voſſiſchen Zeitung entlehnt. Da ſie jedoch 1 
ſtändig waren, geben wir hiermit einen ausführliche: 
ren Bericht. 
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450,000 Rtl. 


1,000,000 Rtl. 


300,000 Ril. 
1,000,000 Rtl. 


10,000,000 Rtt. 
1,000,000 Rtl. 


250,000 Rtl. 


3,000,000 tl. 
1,000,000 Rtl. 
1,000,000 Kit. 


800,000 Rtl. 


200,000 Rtl. 
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ausfälle und außerordentliche Ausgaben zu befürchten ſind, 
etwa 15,000,000 beſchafft werden. * i 

Den Geſetzentwurf über die dazu vorgeſchlagene Zwangs⸗ 
anleihe haben wir bereits mitgetheilt. — Zur Abbür⸗ 
dung und Verzinſung der ſo kontrahirten Staatsſchuld und 
zur Deckung der auch für das künftige Jahr zu befürchten⸗ 
den Ausfälle iſt: 1) eine Erhöhung der Steuer von inlän⸗ 
diſchem Rübenzucker; 2) eine Steigerung des Hebeſatzes für 
die Branntweinſteuer und 3) eine Aufhebung der jetzt noch 
beſtehenden Klaſſenſteuerbefreiungen vorgeſchlagen. Die Mehr: 


einnahme dafür beträgt nach dem Entwurf: 
ad 11: 120,000 Rtl., 
ad 2 1,300,000 
ad 3: 160,009 = 


Summa 1,580,000 Rtl. 

Davon abzuziehen iſt ein auf 50,000 Atl, veranſchlag⸗ 
ter Einnahmeausfall, herbeigeführt durch die vorgeſchlagene 
Ermäßigung des Zeitungsſtempels und Aufhebung des Stem⸗ 
pels zu Geſuchen an Verwaltungsbehörden, ſo daß nur eine 
Mehreinnahme von 1,330,000 Rtl. übrig bliebe. 

5 Berlin, 18. Juli. [Schloßgitter. Künf⸗ 
tiger Aufenthalt des Königs. Die Kammer.] 
Die famoſen Gitter find nun in der That an den 
Portalen des Schloſſes angebracht, ſtarke Arbeit in 
großen robuſten Formen, aber doch pygmäenartig aus— 
ſehend zu den koloſſalen Dimenſionen des Prachtge— 
bäudes. Obgleich Bataillone der Bürgerwehr conſignirt 
ſind, hat ſich Nichts ereignet, was auf eine wirklich 
eintretende Ruheſtörung ſchließen konnte. — Der Kö⸗ 
nig hat dem Vernehmen nach beſchloſſen, 4 Monate 
in Charlottenburg zu reſidiren; ein Flügel des dortigen 
Schloſſes, den der Prinz von Preußen beziehen ſoll, 
wird renovirt und reſtaurirt. — Die Kammer, ermü⸗ 
det durch die vielen und ernſtlichen Arbeiten in den 
Abtheilungen, trug in ihren heutigen Verhandlungen 
ſehr den Charakter der Abſpannung, und ſchien über 
das Reſultat in der Valdenaireſchen Angelegenheit 
ziemlich erſtaunt. Die neuen Miniſter fangen jetzt 
erſt an, ſich häuslich einzurichten, und namentlich 
rühmt man den comfortablen Geſchmack Ihres Lands⸗ 
mannes, des Herrn Milde. 

# t Berlin, 18. Juli. [Tagesneuigkeiten.)] 
Da die offizielle Berufung des Profeſſor Roſenkranz 
ſich in die Länge zieht, ſo glauben viele, daß ſich die 
Unterhandlungen mit ihm zerſchlagen hätten. Dem 
iſt jedoch nicht fo, ich kann Ihnen im Gegentheil mel: 
den, daß dieſelben zu einem für beide Theile befriedi⸗ 
genden Reſultate geführt haben. — Der Kommandeur des 
Füſilier⸗Bataillons 24. Inf.⸗Regts., welches bei den neuli⸗ 
chen Vorfällen auf der Karlsſtraße betheiligt war, hat am an⸗ 
dern Morgen feinen tapfern Udermärkern eine Ride 
gehalten, in der er ihr gutes Benehmen geprieſen. Er 
habe zwar gehört, daß einige „Leute“ den Bürgern 
die Gewehre abgenommen, das ginge ihn aber nichts 
an. Es werde ihn freuen, wenn er den Soldaten 
beim Abſchiede werde ſagen können: Ich danke Dir 
ftatt Ihnen, und wenn der Soldat ſagen könnne: 
Ich danke Dir, Vater Major. Den braven Ucker⸗ 
märkern ſind die Thränen in die Augen getreten, und 
als ſie heim gingen, ſuchten ſie mit jedem Civiliſten 
anzubinden, der ihnen begegnete. — Mehrere Bürger 
aus Falkenberg haben an ihren Abgeordneten, Grafen 
Reichenbach, eine Adreſſe gerichtet, in der ſie darlegen, 
daß ihr Magiſtrat im Vereine mit der Oppelner Re⸗ 
gierung ihnen einen von ihnen nicht gewählten Kom: 
mandeur aufdringen wolle. Es gehe das Gerücht, 
man wolle ſie, falls ſie ſich nicht fügten, entwaffnen. 
Die Bürger erklären jedoch, ihre Waffen unter keinen 
Umſtänden aus den Händen geben zu wollen. Rei— 
chenbach wird wohl dieſe Angelegenheit vor das ge— 
eignete Forum zu bringen wiſſen, um den Uebergriffen 
der Bureaukraten ein Ziel zu ſetzen. — Am 14. d. M. 
hat zu Magdeburg in der Stadt London eine große 
Verſammlung von reaktionären Beamten ſtattgefunden. 
Jeder bezahlte 1 Thlr. Entree. Viele gaben jedoch 
bis 5 auch zu 10 Rtl. Man vertheilte geheime Pro⸗ 
gramme. Es wurde der Vorſchlag gemacht, eine Pe⸗ 
tition an das Minifterium zu richten, worin um die 
Zurlckführung der alten Zuſtände gebeten wird. Sie 
iſt jedoch noch nicht zu Stande gekommen. Die nächſte 
Verſammlung findet in Halle ſtatt. i 

Be lin, 18. Juli. [Tagesbericht des Cor⸗ 
reſpondenz-Bureaus.] Ein Sturm droht dem 
Miniſterium Seitens der Grundbeſitzer der öſtlichen 
Provinzen. Die der National-Verſammlung überreichte 
Denkſchrift, welche einen Erlaß von ½ der Hülfs⸗ 
dienſtgelder der Bauern und des Canons der Erbpäch⸗ 
ter, ſowie einen neuen Ablöſungsmodus rückſichtlich der 
übrigen „½ vorſchlaͤgt, hat dieſen Sturm heraufbe⸗ 
ſchworen. Herr v. Bülow⸗Cummerow proteſtirt gegen 
eine ſolche Maßregel, als gegen „eine unerhörte Eigen: 
thums⸗Verletzung.“ Den Grundbefigern, und wie es 
heißt, auch den Hausbeſitzern ſoll bereits eine Grund⸗ 
fteuer von 10%, angekündigt fein. Hr. v. Bülow⸗ 
Cummerow proteſtirt gegen die Befugniß der Regie⸗ 
rung und der National-Verſammlung, eine ſolche Steuer 
ohne Entfehädigung aufzuerlegen. Endlich empört ſich 
der genannte Liberale von Ehedem gegen eine Erhö⸗ 
hung der Branntwein⸗ und Runkelrübenzucker⸗Steuer. 
„Alle vorbenannten Steuern — klagt er — werden 
mit Schonung der Rheinprovinzen den öſtlchen in 
einem Augenblicke aufgelegt, wo der Krieg mit Däne- 
mark ſie zu Grunde richtet, und die Großmacht 


Preußen nicht einmal einen Waffenſtillſtand ab⸗ 
zuſchließen befugt geachtet wird.“ Zur Berathung 
von Schritten gegen dieſe Maßregeln iſt auf nächſten 
Montag eine Verſammlung in Stettin ausgeſchrie⸗ 
ben. Man will Adreſſen und Proteſte gegen die Auf⸗ 
legung dieſer Laſten richten, und „wenn dieſe nichts 
fruchten ſollten“, droht der wüthendſte Feind der 
Anarchie, Herr v. Bülow, ſogar mit Steuerverweige⸗ 
rung gegen die durch die verfaſſungsmäßigen Gewal⸗ 
ten gefaßten Beſchlüſſe. — Die Verfaſſungs⸗Kommiſ⸗ 
fion hat den Beſchluß gefaßt, das Jagd- und andere 
Dominial- Rechte ohne Entſchädigung aufzuheben. 
Bevor über dieſen Beſchluß abgeſtimmt wurde, be⸗ 
merkte der in der Kommiſſion anweſende Miniſter des 
Ackerbaues, Herr. Gierke, daß man keinen Beſchluß 
faſſen möge, da er demnächſt der Kammer über den⸗ 
ſelben Gegenſtand ein beſonderes Geſetz vorlegen werde. 
— Demnach ſcheint das Miniſterium die unent⸗ 
geltliche Aufhebung dieſer in den betreffenden Krei⸗ 
ſen ſo drückenden Berechtigungen nicht zu belieben, 
obwohl ein großer Theil der ländlichen Bevölkerung 
gerade in dieſer Aufhebung eine Garantie der verhei— 
ßenen Freiheiten ſieht. — Der Andrang zu dem Bu⸗ 
reau für die freiwillige Anleihe iſt jetzt ſo ſtark, daß 
eine Aufrechterhaltung der Ordnung demnächſt durch 
Bürgerwehr nöthig fein wird. — Der konſtitutio⸗ 
nelle Kongreß, welcher vom hieſigen konſtitutionel⸗ 
len Klubb berufen iſt, wird Sonntag den 22., früh 
10 Uhr, eröffnet werden. Zum Verſammlungsort iſt 
das Klubb⸗Lokal, der Mielentz'ſche Saal, beſtimmt, 
woſelbſt ſchon Freitag ein permanenter Ausſchuß des 
Comite's zur Begrüßung der eintreffenden Kongreß⸗ 
mitglieder anweſend fein wird. Das Comits hat ein 
Programm entworfen, welches als Gegenſtände der 
Berathung, nach 4 Kategorien gruppirt, vorſchlägt: 
1) in Betreff der Organiſation und künftigen 
Wirkſamkeit der verbrüderten Klubbs, der Ver⸗ 
ſammlungsort, Blatt, Centraliſation u. ſ. w.; 2) in 
Bezug auf die preuß. Verfaſſung: gemeinſame öffentl. 
Erklärungen über Auffaſſung der Revolution, Volks⸗ 
ſouverainetät, Ein⸗ oder Zweikammerſyſtem, königl. 
Veto, Wahlgeſetz; 3) in Bezug auf die deutſche Ver⸗ 
faſſung: Grundrechte des deutſchen Volkes, Form der 
National⸗Repräſentation, Form der Centralexecutivge⸗ 
walt, Stellung der Einzelſtaaten zur Geſammtheit; 
4) die ſocialen Fragen, Gewerbe: und Arbeiter⸗Ver⸗ 
hältniſſe, Freihandelsſyſtem, Abgabenſyſtem, ſocialiſtiſche 
Syſteme. — Der conſtitutionelle Klubb hat an die 
Baiern eine Adreſſe gerichtet, wegen der unbedingten 
Unterwerfung Baierns unter die Beſchlüſſe der deut⸗ 
ſchen Reichsverſammlung. Die Deputirten für Bres⸗ 
lau verſenden eine Erwiederung auf die Erklä⸗ 
rung des conſtitutionellen Central -Vereins, in 
der ſie beſonders deſſen Angriffe in Betreff der von 
der Linken ausgegangenen Interpellationen und der 
dieſer Partei zur Laſt gelegten Verzögerung des Ver⸗ 
faſſungswerkes zurückweiſen. „Die Linke ging von 
der Ueberzeugung aus, daß der vorgelegte Verfaſſungs⸗ 
Entwurf gar nicht zu gebrauchen ſei, und ſtellte des⸗ 
halb mehr als einmal den Antrag, daß durch eine 
Commiſſion ein neuer ausgearbeitet werden müſſe. 
Wer widerſtrebte dieſem Antrage? das Miniſterium 
und die Rechte. Wer ſiegte endlich? die Linke, durch 
den Waldeckſchen Antrag. Jetzt überzeugen ſich 
auch die Parteiführer der Rechten, die zu⸗ 
gleich Mitglieder der Verfaſſungs-Commiſ⸗ 
ſion ſind, daß nur auf dieſem Wege das 
Verfaſſungswerk beendigt werden konnte.“ 
— Den Vorwurf einer Verzögerung der Arbeiten 


Eſenbeck, Stein und Brill durch den Nachweis von 
ſich, „daß von 40 Rn ase 11 
von der Linken geſtellt worden find.” — Ge⸗ 
ſtern haben im Handelsminiſterium gewichtige Bera⸗ 
thungen über zu ergreifende Maaßregeln gegen Frank 
reich, namentlich über Erhöhung der Ausfuhr = Prä⸗ 
mien auf Baumwolle, Seide, Leinen ꝛc. ſtattgefunden. 
Das Reſultat iſt noch nicht bekannt. — Gegen den 
Commiſſions-Bericht in der Zeughaus: Angelegenheit 
haben ſich von verſchiedenen Seiten Stimmen erhoben. 
Namentlich wird die Darſtellung der Handlungsweiſe 
des Lieutenant Techow als eine unwahre bezeichnet; 
ſobald die Umſtände es Herrn Techow geſtatten, ſeine 
Handlungsweiſe offen darzulegen, werde man ſich von 
der Ehrenhaftigkeit des Angeſchuldigten überzeugen. — 
ir bemerken übrigens hierbei, daß die von uns und 
den hieſigen Blättern feiner Zeit mitgetheilte Nachricht, 
wonach Lieutenant Techow zu lebenswieriger Feſtungs⸗ 
ſtrafe verurtheilt fein ſoll, nicht gegründet erſcheint, da 
das kriegsgerichtliche Urtheil noch gar nicht erfolgt ſein 
ſoll. — Ein Herr v. Beuſt erklärt heute, am Abend 
des 14. Juni in einem öffentlichen Lokale Leipzig's 
gehört zu haben, „daß in derſelben Stunde in Berlin 
ein bedeutender Kampf des Volkes um Waffen ſtatt⸗ 
finde.” — Der heutigen Sitzung der conſtituſrenden 
Verſammlung wurde mit großer Spannung nns g, 
geſehen. Es hatte ſich allgemein, zumal in den Kreis 
fen der Kammermitglieder die Erwartung verbreitet, 
das Miniſterium werde ausführliche Eröffnungen ül 
den gegenwärtigen Stand der ſchleswig bolſteiniſchen 


durch Interpellationen weiſen die Herren Nees v. 
I 


— 


des Genuſſes der ungeſunden, 


Sache machen. Dieſer Vorausſetzung iſt jedoch durch 
die heutige Sitzung nicht entſprochen worden. — Ge⸗ 
gen das Ende der Verhandlungen wäre die Bredtſche 
Interpellation in Betreff der Zollvereinsfragen das In⸗ 
tereſſe anzuregen ſehr geeignet geweſen, hatte nicht ſchon 
die lange Dauer der Debatten daſſelbe in dem Maße 
erſchöpft, daß die Verſammlung nicht nur den Redner 
unbeachtet ließ, ſondern auch durch ihre Unruhe es der 
Journaliſten⸗Tribüne unmöglich machte, dem Vortrage 
des Abgeordneten für Elberfeld diejenige Aufmerkſam⸗ 
keit zu ſchenken, welche durch die Wichtigkeit der an⸗ 
geregten Fragen geboten war. Selbſt die Eröffnungen 
des Herrn Milde konnten wegen der Störungen im 
Schooße der Verſammlung nicht deutlich und vollſtän⸗ 
dig genug vernommen werden. Als zum Schluß der 
Abgeordnete Gladbach ſich gegen die von dem Abg. 
Schütz erhobene Anklage rechtfertigte, ſteigerte ſich die 
Unruhe faſt zum Tumult. Die Mitglieder, welche nur 
noch ſpärlich auf den Bänken waren, verließen dieſe 
vollends und nöthigten ſo den Redner, ſeine Verthei⸗ 
digung abzubrechen. (Gladbach hatte bei der Interpel⸗ 
lation wegen der in Spandau vorgenommenen Ent⸗ 
waffnung der ſchleswigſchen Freiſchärler ſich des Aus⸗ 
druckes bedient: die Freiſchärler wollten ſich nicht unter 
die preußiſche Militairdisciplin „knechten“ laſſen. Hier⸗ 
gegen war die Anklage des Abgeordneten Juſtiz-Com⸗ 
miſſarius Schütz aus Frauſtadt gerichtet). 
Swinemünde, 17. Juli. Geſtern Mittag ankerte 
unweit der Fregatte „Havfruen“ eine Kutterbrigg und 
einige Stunden ſpäter eine Brigg mit engliſcher Flagge. 
Letztere, jedenfalls hierher oder nach Stettin beſtimmt, 
liegt auch jetzt, Morgens, noch auf der Rhede, woge⸗ 
gen die Kutterbrigg (unter däniſcher Flagge) nicht wei⸗ 


ter ſichtbar iſt. (Oſtſee⸗Ztg.) 
„ Poſen, 17. Juli. Zurechtweiſung. Be⸗ 
richtigung. Volksbewaffnung. Rekruti⸗ 


run g.] Aus unſerer Korreſpondenz vom 6. d. M. 
iſt in der Poſener Zeitung Nr. 161 ein Auszug ab⸗ 
gedruckt worden, der, ohne eine motivirte Widerlegung 
der von uns angeführten Fakta zu enthalten, mit einem 
ſehr hämiſchen Angriff auf uns ſchließt. Wenn Je⸗ 
mand ſtatt Gegenbeweiſen nur Schimpfereien und 
Schmähungen auftiſchen kann, ſo hat er über ſeine 
Sache ſchon ſelbſt den Stab gebrochen. — Wir wür⸗ 
den übrigens Ihr Blatt nicht mit Vorſtehendem be⸗ 
helligt haben, wenn nicht die Redaktion der Poſener 
Zeitung bis jetzt die Aufnahme der von uns eingehen⸗ 
den Entgegnung verweigert hätte, indem fie § 4b nicht 
auf dieſen Fall anwendbar finden will, weil in dem 
angreifenden Artikel unſer Name nicht genannt ſei. — 
In Bezug auf unſern letzten Artikel müſſen wir eine 
Namens ⸗Verwechſelung bertchtigen — nicht Tſchech, 
ſondern Tſchirch hieß der Unteroffizier, der das Kom⸗ 
mando führte, welches die ſieben Deutſchen von Pogor⸗ 
zelice nach der Grenze transportirte und den Koſaken 
auslieferte. — Seit der Vorlage des Geſetzes über die 
Organiſirung der Volksbewaffnung diskutirt man hier 
eine ſehr kitzliche Frage, nämlich: Ob auch die Polen 
bewaffnet werden ſollen. — Nach unſerer Anſicht giebt 
es keinen andern Ausweg, als das Geſetz für die ganze 
Provinz zu ſuspendiren, wenn man von der allgemei⸗ 
nen Bewaffnung nichts Gutes hofft, denn eine Nationa⸗ 
lität dabei bevorzugen, wäre nur ein beklagenswerthes Un⸗ 
recht. — Gegenwärtig erfolgt hier die Einrollirung 
der jungen Leute bis zum Alter von 28 Jahren, 
ohne jedoch ſofort ausgehoben zu werden, ſo weit ſie 
nicht in dem gewöhnlichen militärpflichtigen Alter ſind. 
Von letzteren ging heute — ſo viel wir hören — 
ein Transport zur Rekrutirung der in Luxemburg ſte⸗ 
henden Truppen ab. — Die Erndte beginnt hier 
bereits, und zwar mit guten Ausſichten; die bisher 
geerndteten Kartoffeln ſind jedoch nicht von guter 
Qualität, ſondern fleckig und ſehr wäſſerig. Es be⸗ 
ginnen hier bereits Gerüchte von vorgekommenen 
Cholerafällen umzulaufen; nach nähern von uns 
eingezogenen Erkundigungen ſcheinen jedoch in Folge 
neuen Kartoffeln ein⸗ 
tretende ſtarke und mit Magenſchmerzen und Kopfweh 
verbundene Durchfälle zu dieſem Gerücht Anlaß gege⸗ 
ben zu haben. 

Der Redaktion geht folgender berichtigende Ar⸗ 
tikel zu: 

In Nr. 163 des Hauptblattes der Breslauer Zei⸗ 
tung iſt ein Artikel über Pogorzelice an der ruſſiſchen 
Grenze, welcher nicht ganz der Wahrheit gemäß iſt, 
und welchen zu berichtigen, ich für meine Pflicht halte. 
Der Führer der 6. Kompagnie 7. Infanterie-Regiments 
in Pogorzelice hatte wie ſämmtliche Detachements⸗ 
Kommandeurs, den Befehl, durch häufigen Patrouillen⸗ 
Gang Ruhe und Ordnung in feiner Gegend zu er⸗ 
halten. In der Nacht vom 3. zum 4. Juni, bei 
Durchſuchung des Vorwerks Lubobry an der ruſſiſch⸗ 
preußiſchen Grenze fand eine ſolche Patrouille unter 
Anführung des Lieutenant Hollatz, drei Unteroffizieren, 

avon einer Unteroffizier Gaſiörowski war) und 20 
emeinen, fieben in einer Scheuer verſteckte verdächtige 
Leute, und brachte ſie nach Pogorzelice. Ihre Namen 
ſind zwei Brüder Paczkowski, zwei Brüder Eichhorſt, 
Joſeph Grzeszkiewiez und Kaſimir Gruszkiewicz, ſümmt⸗ 
lich aus Peiſern, und Adolph Kowalski aus Wszem⸗ 


gen, von Berlin kommend, 


1831 


borz Wreſchner Kreiſes. Ein Deutſcher Namens 
Franke wurde nicht arretirt. Da dieſe Lente ſämmt⸗ 
lich an dem Inſurgenten-Kampfe Theil genommen 
hatten, erſtere ſechs aber ruſſiſche Unterthanen waren, 
ſo wurden ſie den 5. Juni c. dem Landraths⸗Amt in 
Pleſchen übergeben und der preußiſche Unterthan Ko⸗ 
walski dem Landraths-Amt in Wreſchen. Ueber das 
weitere Schickſal dieſer Inſurgenten iſt mir keine Kennt⸗ 
niß geworden, mithin iſt die Behauptung, daß der 
Premier⸗Lieutenant v. Pelkowski obengenannte Leute 
an Koſaken ausgeliefert habe, falſch. 

K.⸗Q. Neuſtadt a. W., den 17. Juli 1848. 

Vanſelow, 
Major und Kommandeur des 2. Bat⸗ 
taillons kgl. 7. Infanterie⸗Regiments. 

= Oſtrowo, 16. Juli. Ein großer Theil hieſi⸗ 
ger Kaufleute hatte den vernünftigen Beſchluß gefaßt, 
alles polniſche Geld, wegen des zu theuren Agios ge: 
gen preußiſches, zu einem geringern Werthe anzuneh⸗ 
men, namentlich aber die polniſchen 5 und 10 Gro⸗ 
ſchenſtücke, die kaum die Hälfte im Werth und größ⸗ 
tentheils ganz unkenntlich ſind, von hier gänzlich zu 
verbannen. Für dieſe Münze muß man hier 4 PpEt. 
gegen polniſches und von dieſen circa 8 pCt. gegen 
preuß. Courant zahlen, wodurch der große Verluſt von 
12 pCt. entſteht, dem, wenn auch mit einigen Schwie⸗ 
rigkeiten, binnen 14 Tagen dahin abgeholfen werden 
könnte, daß fortan nur preuß. Geld hier zirkuliren 
ſollte. Dadurch ſahen ſich aber der größte Theil un⸗ 
ferer Beamten, die es nicht verſchmähten, den Gehalt, 


welchen ſie in preuß. Gelde erhalten, gegen Agio auf 


polniſches umzuſetzen, und namentlich auch einige mit 
dieſem Gelde ſehr einträgliche Gefchäfte treibende Kauf⸗ 
leute beeinträchtigt. Eine Anzahl Unſinniger wurde zu 
Demonſtrationen und Katzenmuſiken gegen oben ge⸗ 
nannte Kaufleute verleitet. Einige Abende ſchon dauer⸗ 
ten dieſe Katzenkonzerte fort, bis Militär einſchreiten 
mußte, da man mit Zertrümmern von Fenſtern und 
Prügeleien begann. Es wurden Einige verhaftet. — 
Nun dürfte der katzenmuſikaliſchen Kunſt, nachdem ſie 
den weiten Weg von Frankreich bis zur ruſſiſchen 
Grenze zurückgelegt, nichts anders mehr übrig bleiben, 
als Paß und Geleit zu nehmen und in das eiſige 
Rußland zu wandern, um ſich vor dem großen Czaa⸗ 
ren hören zu laſſen. 


Krieg mit Dänemark. 

Altona, 16. Juli. Abermals haben wir die An⸗ 
kunft von preußiſcher Reſerve, diesmal etwa 200 Mann, 
zu melden. — Die Zuſammenkunft, welche zwiſchen 
den beiden Oberfeldherren am Freitage ſtattgefunden, 
hat zur Folge gehabt, daß ein militäriſcher Waf⸗ 
fenſtillſtand bis zum nächſten Dienſtage abgeſchloſ⸗ 
ſen worden iſt. Mit dem Abendzuge iſt Herr Schlei⸗ 
den (auf der Weiterreiſe nach Süden) angekommen. 
Graf Reventlou-Preetz war von einer Reife ins Haupt⸗ 
quartier nach Rendsburg zurückgekehrt. — Die geſtern 
angekommenen Reſerven ſind heute früh nach Norden 
befördert worden. — General v. Neumann, Gene⸗ 
raladjutant des Königs von Preußen, iſt heute Mor⸗ 
von Altona nach Rends⸗ 


burg abgegangen. 

Rendsburg, 15. Juli. In den letzten Tagen 
haben Reibungen zwiſchen den hier garniſonirenden 
preußiſchen und hannoverſchen Truppen ſtattgehabt, de⸗ 
ren Beilegung, ehe ſie zu weiteren bedauerlichen Ex⸗ 
zeſſen führen, der Umſicht der militäriſchen Behörden 
wohl gelingen wird. 

Ganz widerſprechend den voranſtetzenden Nachrich⸗ 
ten der Hamburger Blätter melden die Berliner 
Zeitungen Folgendes: „Die Konferenz, welche am 14. 
zwiſchen dem Oberbefehlshaber der Bundestruppen und 
dem dänifchen General Hedemann ſtattgefunden, hat 
fieben Stunden gewährt, und zwar von Morgens 10 
bis Nachmittags 5 Uhr. Ein Schreiben aus Rends⸗ 
burg vom 16. Nachmittags 31, Uhr bringt die 
Mittheilung, daß die Friedensbedingungen abge⸗ 
wieſen ſind und der Krieg mit Dänemark dem: 
nach fortgeſetzt wird.““ 

Deut ſchlan d 

Frankfurt a. M., 17. Juli. [Sitzung der 
deutſchen National-Verſammlung am 15. 
Juli.] Nach Verleſung der (in der geſtrigen Bresl. 
Itg. mitgetheilten) Urkunden, von denen insbeſondere 
die Proklamation mit Jubel aufgenommen wurde, 
nahm der Reichs⸗Miniſter Heckſcher das Wort, um 
einige Erläuterungen über die Reiſe zu geben. Es ift 


nach dieſen bereits Vorſorge für einen Stellvertreter 


des Erzherzogs Johann in Wien getroffen. Reichs⸗ 
Miniſter von Schmerling erklärte die Proclamation 
an das deutſche Volk als das Programm des Mini⸗ 
ſteriums. Es kann dem Miniſterium nicht beifallen, 
Einfluß auf die Begründung des Verfaſſungswerkes 
üben zu wollen. Damit aber die National⸗Verſamm⸗ 
lung ſich ungeftört ihrer Aufgabe widmen könne, an 
Deutſchland regiert werden; es muß ruhig i : © 

Miniſterium wird ſich bemühen, den e 
zu erhalten; dieſe Bemühung aber ha 5 Eb ? 
Das Minifterium wird nie zugeben, daß die Ehre 
und Unabhängigkeit Deutſchlands bedroht 


werde durch Gefahren irgend woher. Es wird 
dann entſchiedene Maßregeln empfehlen und unbeſorgt 
um den Ausgang der Empfehlung auf Deutſchlands 
Kraft vertrauen. (Beifall.) — Widenmann erſtat⸗ 
tete Namens des Geſetzgebungs⸗Ausſchuſſes Bericht 
über die in Bezug auf Amneſtie der politiſchen Ver⸗ 
brechen und Vergehen eingegangenen verſchiedenen Pe⸗ 
titionen, welche theils Empfehlung der gedachten Maß⸗ 
regel bei den Einzelſtaaten, theils unmittelbares Aus⸗ 
ſprechen der Amneſtie durch die National⸗Verſammlung 
beantragen. Der Bericht erörtert, inwiefern die Na⸗ 
tional⸗Verſammlung ſich auf dieſe Anträge einlaſſen 
kann. Es handelt ſich nicht um allgemeine politiſche 
Verbrechen; die betrübenden Vorfälle in Baden waren 
zunächſt auf Baden gerichtet. Die Unterſuchung, alſo 
auch die Niederſchlagung derſelben ſteht dem Staate 
Baden zu, wie dies auch für andere Staaten bei Ver⸗ 
brechen gegen dieſelben, auch wenn ſie mittelbar gegen 
Deutſchland gerichtet ſind, der Fall wäre. Die Na⸗ 
tional⸗Verſammlung wird ſich in die inneren Angele⸗ 
genheiten nur inſofern miſchen, als es für die Ge⸗ 
ſammtheit nothwendig iſt, alſo nur in einem von der 
Noth gebotenen Ausnahmefalle. Daß dies hier ſo ſei, 
iſt in den Petitionen keinesweges nachgewieſen. Es 
fehlt auch die zur Beurtheilung nothwendige Ueberſicht 
des Thatbeſtandes. Die Schilderhebung in Baden 
kann von doppeltem Standpunkt betrachtet werden, 
als ein Attentat gegen die konſtitutionelle Monarchie 
in Baden und als Mittel zur Verbreitung der Re⸗ 
publik in ganz Deutſchland. Baden iſt derjenige 
Staat Deutſchlands, in welchem ſich die Freiheiten 
des Volkes am meiſten ſchon früher entwickelten, und 
wo die Volksrechte am erſten und vollſtändigſten an⸗ 
erkannt wurden. Ein Aufſtand daſelbſt war auf den 
Umſturz der neuen, auf Freiheit gegründeten Ordnung 
gerichtet. Ferner waren zur Zeit des Aufſtandes in 
Baden bereits die Wahlen für die konſtituirende Ver⸗ 
ſammlung für ganz Deutſchland, welche deſſen Ver⸗ 
faſſung zu begründen hat, angeordnet. Die allgemeine 
Stimmung konnte nicht unbekannt ſein, und man 
ergriff die Waffen, um eine Verfaſſung aufzudrängen, 
von der die Aufſtändiſchen wiſſen konnten, daß ſie die 
überwiegende Mehrzahl nicht will, und um eine Er⸗ 
ſchütterung hervorzurufen, deren Schwingungen jetzt noch 
in manchen Theilen fortdauern. Eine Amneſtie wäre jetzt, 
wo die Ordnung noch nicht vollſtändig hergeſtellt, die 
Achtung der Geſetze noch nicht vollſtändig geſichert iſt, 
nicht am Platze. Dazu kommt noch, daß keiner der 
Betheiligten ſelbſt um Amneſtie gebeten hat. Der 
Ausſchuß iſt deshalb bis auf zwei Mitglieder der An⸗ 
ſicht, daß die National⸗Verſammlung keinen Grund 
habe, auf dem Rechtswege einzugreifen, und daß die⸗ 
ſelbe wegen der Petitionen zur motivirten Tagesord⸗ 
nung übergehen foll. — Moritz Mohl verlas einen 


bereits gedruckten längeren Bericht über einen Antrag 


Haßler's, den Schub der Donau⸗Dampfſchleppſchiff⸗ 
fahrts⸗Geſellſchaft zu Ulm gegen Störung des freien 
Verkehrs betreffend. Es wurde nunmehr zu den erſten 
Gegenſtand der Tagesordnung, dem Bericht des Aus⸗ 
ſchuſſes für Wehr⸗Angelegenheiten, gegangen. 
Da in der Sitzung vom 7. Juli die Debatte für ge⸗ 
ſchloſſen erklärt worden war, ſo entſtand, da von dem 
Ausſchuß eine Erläuterung) nachträglich gegeben 
wurde, die Frage: ob die Diskuſſion wieder aufge⸗ 
nommen werden ſolle. Vogt erklärt ſich für Wieder⸗ 
aufnahme der Diskuſſion, zumal jetzt ein verantwort⸗ 
licher Kriegsminiſter, dem eigentlich die Sache zu über⸗ 
tragen wäre, zu hören iſt. Fürſt Lichnowsky iſt 
damit einverſtanden. Die Verſammlung beſchließt die 
Wiederaufnahme. Es fragt ſich nunmehr, ob, da der 
Kriegsminiſter nicht anweſend iſt, die Verhandlung 
vertagt werden ſoll. Blum verlangt Aufſchiebung, 
da man es dem Kriegsminiſter ſchuldig ſei, ſeine Vor⸗ 
ſchläge zu erwarten. von Vincke iſt der gleichen 
Anſicht. von Auerswald verlangt wegen Dring⸗ 
lichkeit, da die Verhältniſſe gegen außen ſeit acht Ta⸗ 
gen bedeutend ſich geändert haben, die ſofortige Bera⸗ 
thung. Der Kriegsminiſter wird wieder erſcheinen. 


) Der Tusſchuß will in dieſer das von vielen Seiten ge⸗ 
äußerte Mißverſtändniß Befetigen, nad weldem in dem 
Ausſchuß⸗Antrage eine ne ei, Deice über 

3 7 * 
gentlichen ſtehenden Heeres g eine Wie 519 jetzt 
nicht erſchwingliche Geldausgabe ohne unabweisliche 
10 wels — 195 Opfers auflegen würde. Es iſt von 
einer permanenten Vermehrung des Heeres überhaupt 
nicht die Rede, ſondern nur von einer augenblicklichen 
Vermehrung der disponiblen 10 Noch weniger 
ift eine Vermehrung des eigentlich ſtehenden Heeres 
beabſichtigt. Die verlangte Vermehrung des Kontin 
gents könnte, wo ſchon Landwehr beſteht, durch deren 

Verme Ag erfolgen. Wo bis jetzt das Landwehrſy⸗ 

ſtem nicht beſteht, wird allerdings neue Aushebung nö⸗ 

thig werden. Es ſoll aber für jetzt das erhöhte Kon 
tingent gar nicht vollſtändig bei der Fahne verſammel⸗ 
ſein, und es würde in dieſen Staaten vorläufig für dit 

Rekruten eine eben fo große Zahl bereits geübte 

Mannſchaft beurlaubt werden können. Die M * 

gabe beträfe alſo die Koſten für Bekleidung und Aus⸗ 

rüstung. Die bedeutendſte Ausgabe, diejenige für Sold⸗ 
an rnfieatng, teitt ccf ‚ein, same bei näherer 

riegsgefahr die Mobilmachung erfolgen muß, alſo wo 
die Rückſicht auf die Ehre und. Sntegeität Deutfelande 
alles Andere überwiegt. 
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dem Ausſchuß ein auf Volksbewaffnung gegründetes 
Wehrgeſetz vorgelegt und angenommen und dann die 
Centralgewalt mit ſofortiger Bildung des erſten Ban⸗ 
ners beauftragt werde. v. Stavenhagen findet als 
Urſache des Widerſpruchs gegen den Ausſchuß⸗Antrag, 
daß die Dringlichkeit noch zu wenig anerkannt iſt. Die 
Dringlichkeit ergiebt ſich ſchon bei einem Blicke auf 
die deutſch⸗ruſſiſche Grenze. In Frankreich hat man 
ſich nicht gegen das ſtehende Heer erklärt. Es iſt ge⸗ 
ſagt worden, das ſtehende Heer ſei nur in einer Re⸗ 
publik nicht gefährlich. Aber was Napoleon that, 
kann ſich jeden Augenblick wiederholen. (Von der lin⸗ 
ken Seite Gelächter: Allerdings, das iſt es eben!) Der 
Redner bemerkt, daß er dies vom Standpunkte Frank⸗ 
reichs aus bemerke. In Frankreich weiß man, daß 
man von der Freiheit etwas aufopfern müßte, wenn 
es gilt, die Ehre und Integrität des Vaterlandes zu 
erhalten. In Deutſchland ſcheint es, daß es Leute 
giebt, welche die Integrität des Vaterlandes ihren ei⸗ 
genen Phantaſien aufopfern würden. (Beifall und Zi⸗ 
ſchen.) Leue iſt für Verweiſung der Sache an den 
Reichsverweſer und gegen jede Vermehrung des ſtehen⸗ 
den Heeres. Ein Krieg von Frankreich droht nicht; 
auch die in der jetzigen Regierung befindlichen Gene⸗ 
rale haben erklärt, die Freiheit anderer Völker achten 
zu wollen. Ein Kriegsfall wird nur eintreten, wenn 
dieſe anderwärts unterdrückt würde. Das Gelüſte nach 
der Rheingrenze iſt aufgegeben, nachdem die Franzoſen 
gehört haben, daß die Rheinländer ſich die Freiheit 
ſelbſt erkämpfen und Deutſche bleiben wollen. Der 
Kaiſer von Rußland wird keinen Krieg beginnen, ob⸗ 
ſchon es gefährlich iſt für ein abſolut beherrſchtes Land, 
ein freies Volk neben ſich zu haben. Aber ſelbſt die 
Berührung im Kriege würde freie Ideen zurückbrin⸗ 
gen, und Rußland hält ſeine Grenzen gegen ſolche 
Ideen möglichſt verſperrt. Der Volkswille in 
Deutſchland iſt überall gegen ſtehende Heere und 
noch mehr gegen die Vermehrung, da dem Volke Ver⸗ 
minderung zugeſichert worden iſt. Die Nationalver⸗ 
ſammlung ſoll den Volkswillen achten, auf dem ihr 
Anſehen beruht. (Beifall.) Fürſt Lichnowsky: Die 
Angriffe gegen den Antrag betreffen den Koſtenpunkt, 
ſodann die Frage der Zweckmäßigkeit und Nützlichkeit. 
Gegen letzteres hat man eine Reihe von Rednern ge⸗ 
hört. Bei der Unterſtützung, die man von Ungarn 
erwartet, und doch nur gegen Rußland in Rechnung 
bringen kann, ſoll man bedenken, daß im Süden von 
Ungarn flavifhe Stämme wohnen, durch welche Ruß⸗ 
land Ungarn hinreichend beſchäftigen wird. Man 
hat auf das Bündniß mit Frankreich hingewie⸗ 
ſen; ich glaube nicht, daß wir mit dem Hände⸗ 
druck, den wir erwiedern ſollen, die 300 Ba⸗ 
taillone auflöſen werden. (Gelächter auf der rechten 
Seite.) In Frankreich denkt gewiß jetzt Niemand an 
einen zweiten Kongreß von Pillnitz, und doch wird 
armirt. Glaubt man, daß fünf junge, ſieggewohnte 
Generale, welche an der Spitze einer ſiegreichen Ar⸗ 
mee ſtehen, ſich ſo leicht alle Kriegsgelüſte vergehen 
laſſen werden? Es wird ſich zeigen, ob der Diktator nach 
dem gewöhnl. Lauf der Geſchichte als militär. Diktator 
fortfahren oder als Cincinnatus zurücktreten wird. 
Rußland will allerdings den Krieg nicht, aber zwiſchen 
ihm und Deutſchland liegt ein Zankapfel, den Alle 
kennen. Wenn die Reorganiſation von Poſen geneh⸗ 
migt wird und in dem reorganiſirten Theile ein Heerd 
der Propaganda ſich bilden wird, wird und kann 
Rußland ruhig zuſehen, bis die Polen in Riga ſte⸗ 
hen? Und, werden ſie zurückgeſchlagen, wo iſt dann 
die Gränze des Vorrückens für die Ruſſen. An eine 
Abſchaffung der ſtehenden Heere iſt nicht zu denken. 
Die Koſten für die Armirung ſind nicht zu vermei⸗ 
den; es fragt ſich nur, ob fie jetzt oder fpäter, viel⸗ 
leicht zu ſpaͤt, aufgewendet werden ſollen. (Beifall.) 
Wedemeyer iſt für den Kommiſſionsantrag. Schulz 
von Darmſtadt entwickelt feinen neulich geſtellten, jetzt 
modifizirten Antrag. Dieſer geht dahin, daß eine 
Volkswehr von 400,000 Mann, und zwar erſtens 


— 


Römer ift für fofortige Verhandlung. Es wäre ein 
Eingriff in das Recht der Initiative der Verſammlung, 
wenn ſie aus dem angegebenen Grunde warten wollte. 
Die Verſammlung beſchließt ſofortige Fortſetzung. Der 
Präſident verlieſt eine von Itzſtein übergebene Petition 
gegen den Ausſchuß⸗Antrag. Vogt verlangt, daß 
der Kriegsminiſter zu erſcheinen eingeladen werde. Die 
Verſammlung geht auf den Antrag ein. (Nach einer 
fpäteren Mittheilung des Präfidenten hat der Kriegs: 
miniſter nicht aufgefunden werden können.) v. Auers⸗ 
wald giebt weitere Zuſätze zu der erwähnten Erläute⸗ 
rung und geht auf die neuliche Entwickelung des Ab⸗ 
geordneten von Radowitz, welcher einen Heeres⸗Beſtand 
von nur 700,000 Mann fordert, ein. Es iſt dabei 
nicht auf die Koſaken in Rußland und auf die mo⸗ 
bilen Bataillone in Frankreich, durch welche die Linie 
im Innern entbehrlich wird, Rückſicht genommen. 
Die Verhältniſſe haben ſich in neuerer Zeit geändert. 
Die ruſſiſche Armee ſteht parallel der deutſchen Grenze 
egen den Süden; die Verwickelungen in den Donau⸗ 
Sürftenthiimern find im Zunehmen. Der Ausſchuß 
beantragt nunmehe: Die Nationalverſammlung be⸗ 
ſchließt, den Bericht des Ausſchuſſes für Wehrangele⸗ 
genheiten vom 1. Juli und den Zuſatz dazu vom 7. 
Juli der proviſoriſchen Centralgewalt zu überweiſen 
und dieſe zu ermächtigen, die in jenem Berichte und 
dem bemerkten Zuſatze beantragte Vermehrung der 
deutſchen Streitkräfte nach dem Satze von zwei Pro⸗ 
zent der jetzigen Bevölkerung in Ausführung zu brin⸗ 
gen. Vom Präfidenten wurde eine nicht unbedeu⸗ 
tende Anzahl von Anträgen, zum großen Theil auf 
motivirte Tagesordnung gehend, verleſen. Reh von 
Darmſtadt: Deutſchland, auf zwei Seiten an mächtige 
Nachbarn gränzend, bedarf einer größeren Wehrhaftig⸗ 
keit als dieſe, welche beide zum Theil ihre Grenzen 
an ſich geſchützt haben. Die Veranlaſſung des Be⸗ 
ſchluſſes, welcher vorausſichtlich Widerwille hervorrufen 
wird, darf man nicht dem Reichsverweſer aufbür⸗ 
den. (Beifall.) Hagen von Heidelberg iſt ge⸗ 
gen den Ausſchuß⸗Antrag. Es iſt allerdings eine 
größere Kampfrüſtung nothwendig, aber auf dem 
Wege der Volksbewaffnung. Es muß auch eine mili⸗ 
täriſche Einheit unter dem Reichsverweſer hergeſtellt 
werden und dann iſt Deutſchland mächtiger dadurch, 
als durch die Heeresvermehrung. Der Präſident 
verlieſt einen Zuſatz⸗Antrag von Rieſſer aus Ham⸗ 
burg, daß bei der beabſichtigten Aushebung ohne Be⸗ 
rückſichtigung der bisherigen Exemptionen und Privi⸗ 
legien verfahren werden ſolle; ſodann einen Zuſatz⸗An⸗ 
trag Wernher's von Nierftein, daß bei der Ausrü⸗ 
ſtung der neu aufzufordernden Mannſchaft aller mili⸗ 
täriſche Prunk fallen und die Einfachheit der künfti⸗ 
gen Bürgerwehr ſtattfinden ſoll, zu der die Verſamm⸗ 
lung die beſchloſſene Maßregel nur als einen Ueber⸗ 
gang betrachtet. von Radowitz geht auf die Ein⸗ 
wände ein, daß die bei dem Volke unbeliebte Vermeh⸗ 
rung der ſtehenden Heere zu koſtſpielig und ohne nach⸗ 
gewieſene Bedürfniſſe ſei. Die Mehrkoſten werden, 
wie bereits erwähnt, nicht ſo bedeutend ſein, da nicht 
das ganze Heer ſtets präſent gehalten werden ſoll. Es 
handelt ſich nur um ein Landwehr⸗Syſtem, welches 
Preußen bereits einmal gerettet hat. In den deut⸗ 
ſchen Staaten treffen an Koſten für das Militärweſen 
1½ Rt. auf den Kopf, in dem republikaniſchen 
Frankreich 2% Rtl. Man verlangt die aufzuwenden⸗ 
den Summen für Hebung der Induſtrie; aber man 
vergißt, daß die Induſtrie nur bei innerer und äuße⸗ 
rer Sicherheit beſtehen kann. Man ſagt, daß Frank⸗ 
reich zur Freundſchaft bereit ſei. Betrachten wir die 
Frage objektiv ohne Sympathie und Antipathie. Das 
Verlangen nach dem linken Rheinufer bildet eine un⸗ 
überſteigliche Schranke. Jeder Franzoſe, jede Partei 
wächſt mit der Anſicht auf, daß das linke Rheinufer zu 
Frankreich gehöre und durch Gewalt u. Mißbrauch abgeriſ⸗ 
ſen worden ſei. Keine Regierung kann lange beſtehen, 
ohne jenes Gelüſte zu berückſichtigen. Ludwig Philipp 
würde nicht geſtürzt worden ſein, wenn er (nach dem 
Rathe feines Sohnes) den Kampf begonnen und glück⸗ 
lich geendet hätte. Selbſt der friedliche Lamartine er⸗ 
klärte ſich für nicht gebunden an die Verträge von 
1815. Die jetzige Regierung erklärt, keine Länder⸗ 
Vermehrung ohne Compenſation für Frankreich zu ge⸗ 
ſtatten, und dies war nicht blos für Sardinien ge⸗ 
meint. Die ſociale Frage in Frankreich kann man 
vielleicht auch durch einen Krieg löſen wollen. Vi⸗ 
ſcher von Tübingen macht darauf aufmerkſam, daß 
eine Aushebung, wie ſie der Ausſchußantrag vorſchlägt, 
an vielen Orten als ein Eingriff in die Hütte, als 
eine Losreißung vom Heerde wird betrachtet werden. 
Wer die Volksbewaffnung verlangt, will nicht blos 
anarchiſche Haufen, ſondern daß dieſelbe dem bisheri⸗ 
gen vernachläſſigten anarchiſchen Zuſtande entriſſen werde. 
Man fol vor Allem einen Umriß guter Volksbewaff⸗ 
nung geben, und ſodann vorläufig das erſte Aufgebot 
einüben und bereit ſtelen. Was die Koſten angeht, fo 
können bei einem gewiſſen Steuerbetrag die Koſten der 
Bewaffnung von dem Wehrmann ſelbſt beſtritten wer: 
den. Der Ausſchuß wird den Entwurf, mit dem er 
ſich nach feiner Verſicherung ſchon beſchäftigt, bald 
vorlegen können. Der Redner beantragt, daß von 


aus dem Aufgebote der Altersklaſſen, und erforderli⸗ 
chenfalls bis zum achtzehnten Jahre zurück, gebildet 
werde. Es wurde nunmehr auf immer lauteres Ver⸗ 
langen Schluß der Verhandlung beſchloſſen. Zim⸗ 
mermann von Stuttgart und Weſendonck verlangen 
namentliche Abſtimmung in Bezug auf den Kemmiſ⸗ 
ſions⸗Antrag. Es wurde hierauf zur Abſtimmung ge⸗ 
ſchritten, bei welcher die Anträge von Wiesner, Vogt, 
Viſcher ꝛc., welche auf motivirte Tagesordnung oder 
auf Verweiſung an die Centralgewalt gehen, abge⸗ 
lehnt, dagegen der Aus ſchuß⸗Antrag bei 453 
Stimmenden mit 303 Stimmen gegen 149 Stim⸗ 
men angenommen wurde. Jordan von Berlin er⸗ 
klärte ſich der Abſtimmung enthalten zu müſſen. Fer⸗ 
ner wurden die Anträge von Rieſſer und Wernher 
von Nierftein faſt einſtimmig angenommen. Schluß 
der Sitzung 3 ½¼ Uhr; nächſte Sitzung den 17, Vor⸗ 
mittags 9 Uhr; Tagesordnung: Fortſezung der Bera⸗ 
thung über die Grundrechte (O. P. A. 3.) 
München, 14. Juli. [umtriebe unter dem 
Militär.] Seit einiger Zeit ſchon ſuchte man in 
der Pfalz, in Mannheim u. a. O. auch die baierifchen 


zu ſein. 


aus den zum Kriegsdienſt tauglichen Freiwilligen, 2) 


Soldaten durch revolutionäre Aufrufe zum Ab⸗ 
fall, zum Eidbruche zu verleiten, und als die Soldaten 
ſich weigerten, ferner derlei Schriften anzunehmen, 
wußte man dieſelben heimlich in ihre Patrontaſchen zu 
praktiziren. 
dieſe Pamphlete einfach ihren Offizieren. 


Die braven Soldaten aber übergaben 
Nun ſcheint 
auch hier in München etwas Derartiges im Werke 
Man hat Abdrücke eines lithographirten 
Pamphlets auf der Straße gefunden, überſchrieben: 


„deutſcher Soldaten-Katechismus,“ welches an eyniſcher 


Gemeinheit der Sprache Alles übertrifft, was noch 
dieſer Art uns vorgekommen iſt. (N. M. 3.) 
Stuttgart, 15. Juli. Die neueſte Nummer des 


Regierungsblattes enthält ein koͤnigliches Dekret, das 


Verbot des demokratiſchen Vereins in Stutt⸗ 
gart betreffend. 
Wiesbaden, 14. Juli. [Unruhen.] Der Auf: 
ruhr in den baſſenheimiſchen Dörfern iſt von Neuem 
und heftiger ausgebrochen. Die Bewohner von 
Schmitten haben in den Wäldern des Grafen 500 
Baumſtämme abgehauen, weil ſie ſeit 7 Wochen ver⸗ 
geblich auf Antwort vom Grafen warten. Die Ar⸗ 
noldsheimer, Seelenberger und Reifenberger ſtehen im 
Begriff, das Verfahren der Schmitter nachzuahmen. 
Wie den Gemeinden, ſo giebt auch der edle Graf der 
naſſauiſchen Regierung auf alle Requiſitionen gar keine 
Antwort. Jetzt iſt man genöthigt, Militär in die 
armen ausgehungerten Ortſchaften zu ſchicken. 3 
(F. J.) 
Mainz, 14. Juli. (Verhaftung. Unruhen.) 
Heute Morgen iſt durch die Gensd'armerie der Zahn⸗ 
arzt Joſeph Gallette verhaftet und in Gewahrſam ge⸗ 
bracht worden. Erſt geſtern Abend noch predigte er 
im Freien Fürſtenmord, wonach er der Republik und 
den Pariſer Inſurgenten ein Lebehoch brachte. Zum 
größten Aerger aller Freunde des Geſetzes mußte man 
ſehen, wie die Gensd'armen bei dieſer Gelegenheit von 
rohen Pöbelhaufen mit Steinwürfen verfolgt wurden. 
— Heute Morgen um 4 Uhr wurde in Bingen 
Generalmarſch geſchlagen und ſogleich 2 Compagnien 
der dortigen Beſatzung nach Gau⸗Algesheim beordert, 
wo ſehr ernſtliche Unruhen ausgebrochen ſein ſollen. 
N DPA) 
Nürnberg, 16. Juli. Heute Morgen etwas vor 
5 Uhr traf der deutſche Reichsverweſer, Erzherzog 
Johann, auf ſeiner Reiſe von Frankfurt nach Wien 
in unſerer Stadt ein. 


Oeſterreich. 

Wien, 18. Juli. [Das Miniſterium 
noch nicht gebildet. Die Eröffnung des 
Reichstages aufgeſchoben. Die franzöſiſche 
Fahne. Das geforderte Gelöbniß der Na⸗ 
tionalgarde.] Geſtern um 4 Uhr Nachmittags 
langte der Reichsverweſer, von Linz kommend, 
wieder hier an *) und ſtieg unter dem lauten Jubel 
des Volkes in der Hofburg ab, wo ſich eine große 
Menſchenmenge verſammelte, die ſich erſt dann zer⸗ 
ſtreute, als fi der Ankömmling am Balkon gezeigt 
hatte. — Das neue Miniſterium iſt noch immer nicht 
ins Leben getreten, ſo daß ſich die Meinung Jener zu 
beſtätigen ſcheint, welche von Schwierigkeiten und Ver⸗ 
ſchiedenheit der Anſichten ſprechen, die hierüber in ho⸗ 
hen Regionen herrſchen ſoll. — Die Eröffnung des 
Reichstages, die am heutigen Tage ſtattfinden ſollte, 
wurde abermals hinausgeſchoben, und zwar aus dem 
Grunde, weil die böhmiſchen Abgeordneten bis jetzt 
nur ſpärlich eingetroffen ſind und dieſe vorerſt abge⸗ 
wartet werden müſſen. — Vorgeſtern überreichten die 
Studenten Böhm und Bauer, welche in den März⸗ 
tagen nach Paris geeilt waren, um dort die Sympa⸗ 
thien Wiens für die franzöſiſche Revolution zu ver⸗ 
kündigen, die ihnen als Geſchenk von den Schülern 
der Pariſer Schulen mitgegebene franzöſiſche National⸗ 
fahne dem Profeſſor Fuͤſter auf der Aula, der eine 
vortreffliche Rede hielt, in der er bemerkte, daß im 
Beginn des Jahrhunderts wohl Niemand gedacht hätte, 
es würde 48 Jahre ſpäter ein katholiſcher Priefter in 
der Wiener Aula die franzöſiſche Tricolore ſchwenken. 
Muſik, Geſang und Volksjubel begleiteten die feierliche 
Scene, die wiederum klar zu Tage ſtellte, wie der Haß 
gegen Frankreich ein blos gekünſtelter ſei und nur ein 
ungerechter Angriff auf den Rhein die erloſchenen Sym⸗ 
pathien wieder auffriſchen konnte. — Der vom Ober⸗ 
Kommandanten Pannaſch geforderte Handſchlag, wo⸗ 
durch ſich die Nationalgarde verpflichten ſoll, während 
des Reichstages Ruhe und Ordnung um jeden Preis 
aufrecht zu erhalten, hat eine große Aufregung hervor⸗ 
gerufen und von allen Seiten laufen Erklärungen ein, 
daß dieſer Handſchlag verweigert werden wird. Oberſt 
Pannaſch hat für dieſen Fall mit ſeiner Abdankung 
gedroht und ſoll dieſe auch bereits heute beim Miniſter 

Fortſetzung in der Beilage.) N 
*) Hierdurch fo wie durch die amtlichen Wie⸗ 
) 8 J wird die Meldung R ns EN. 


reſpondenten in der geſtrigen Zeitung vollkommen beſtä⸗ 
tigt. Der 


zurück. Red. 


Mit zwei Beilagen. 


Reichsverwefer legte die Straße von Frank⸗ 
furt bis Wien in der kurzen Zeit —— Stunden 
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(Fortſetzung.) 

des Innern eingereicht haben; wie es ſcheint, gehört 
der Handſchlag der Nationalgarde, fo wie die Verſöh⸗ 
nung des Militärs zu den Garantien, unter denen der 
Kaiſer nach dem Abgang des Erzherzogs Johann hier— 
her zurückkehren will und darum die Beharrlichkeit des 
Oberkommandanten; doch die Nationalgarde erblickt in 
der Forderung eine Mißtrauenserklärung und eine will⸗ 
kürliche Beſchränkung ihrer Pflichten, zu welchen nicht 
blos Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung, ſondern 
auch Schutz der Volksrechte gehört. 

* Wien, 18. Juli. [Die deutſche Fahne, 
der Artillerie-General und die National: 
garde.] Geſtern überreichte die Nationalgarde den 
nach Italien abgehenden zwei Artillerie-Kompagnien 
vor ihrem Abmarſch eine deutſche Fahne. Bekannt⸗ 
lich hat die Artillerie keine Fahnen, und dieſe Neue⸗ 
rung mißfiel dem längſt in feinem Korps als Anhän⸗ 
ger des Erzherzogs Ludwig verhaßten Artillerie-Gene⸗ 
ral Dittrich dermaßen, daß er aus Mangel an richti⸗ 
gem Takt den Fahnenträger, als die Mannſchaft ſchon 
abmarſchiren wollte, arretiren ließ. Allein die Mann⸗ 
ſchaft und die herbeigeſtrömte Nationalgarde ließ es 
nicht geſchehen, und ſo zog das Detachement ab. 
General Dittrich aber wurde mit einer Katzenmuſik, 
die ſogleich von der anweſenden Menge angeſtimmt 
wurde, in feine Kaſerne zurück begleitet. — FMe. 
Baron Hrabowsky iſt zum Kommandirenden in Un⸗ 
garn ernannt. g 

[Kriegsſchauplatz.] Nach den neueſten Nach⸗ 
richten aus Verona v. 14. Juli hatte, nachdem Vor⸗ 
mittags eine feindliche Patrouille aufgefangen worden 
war, der Marſchall Abends eine große Rekognoszirung 
vorgenommen. Man hörte das Geſchütz feuern nach 
allen Seiten und es ſcheint, daß dies der Anfang der 
längſt beabſichtigten Operationen iſt. — Aus dem 
Hauptquartier des FMe. B. Welden, das ſich in 

ontageana befand, hatte man am 15. Abends in 
Trevifo die Nachricht erhalten, daß auch in der 
Hauptſtadt Modena eine Inſurrektion ausgebrochen 
iſt, und die räuberiſchen Croziati von den Einwohnern 
verjagt wurden. Die kompromittirten Nobili hatten 
ſich größtentheils geflüchtet und eine Deputation der 
angeſehenſten Einwohner war in das Hauptquartier 
des FMe. Baron Welden abgegangen, um ihn zu 
bitten zum Schutz der Stadt ſchnell vorzurücken. In 
Ferrara iſt voller Aufruhr gegen die Croziati und 
Freiſchaaren aller Nationen. Es herrſcht die größte 

narchie und die Einwohner haben die italieniſchen 
Truppen aus der Städt vertrieben. Das Elend in 
ganz Ober⸗Italien nimmt furchtbar überhand. In 
Brescia ſcheinen ſich die Anhänger der italieniſchen 
Einheit konzentriren zu wollen. Alle vertriebenen Cro⸗ 
ziati eilen dorthin. 

D Prag, 17. Juli. [Verhaftungen und 
Unterfuhungen. Briefgeheimniß. Spionir⸗ 
ſyſtem.] Unſer Lager auf der Kleinſeite wird kleiner 
und es mahnen nur die hier und da ausgeſtellten 
Poſten und Pikets an den Belagerungszuſtand; auf 
dem Hradſchin, der Marienſchanze und dem Invali⸗ 
denhausplatze, wohin ſich die Truppen zurückgezogen 
haben, ſieht es deſto kriegeriſcher aus. Die Gefan⸗ 
genen im Schloſſe werden vermehrt, einige jedoch ſind 
nach wochenlangem Unterſuchungsarreſte als unſchuldig 
entlaſſen worden. Redacteur Havlicek wurde eines 
Artikels wegen ebenfalls vor das Kriegsgericht ge: 
ſtellt, aber nach einigen Tagen entlaffen, da er in 
fünf Bezirken als Deputirter zum Wiener Reichstage 
gewählt worden war; ob ein Gleiches mit dem inhaf— 
tirten Dr. Brauner, der ebenfalls gewählt worden, 
ftattfinden wird, daran zweifle ich. Es wäre Zeit, 
daß man, da wir Mündlichkeit und Oeffentlichkeit zus 
geſichert haben, etwas über die Unterſuchungen im 
Schloſſe veröffentlichte, aber man ſchiebt es immer 
unter dem Vorwande hinaus: man würde durch eine 

eröffentlichung die feinen Fäden der Verſchwörung 
verlieren. Nun dieſe Akten werden nach dem guten 
alten Syſteme zu einem Berge anwachſen, der höchſt 
wahrſcheinlich ein Mäuschen gebären wird. Mehrere 

aßregeln wurden ergriffen, ohne daß wir einen 
Grund dafür wiſſen oder einen Zweck; ſo ſtehen ſeit 
einigen Tagen die Kavalerie-Eskadronen Tag und 
Nacht in Bereitſchaft, das Thor der Bergveſte Wiſchrad 
verrammelt, das Militair darf ohne Paſſirſchein 
die Brücke nicht paſſiren, welche die Kleinſeite mit der 
leſtadt verbindet, mehrere Grenadier- Unteroffiziere, 
8 denen man wußte, daß ſie mit dem Civil, beſon⸗ 
ae = Studenten, früher vertraulichen Umgang hat- 
ab hin zur Infanterie verſetzt und nach Italien 
1 V 0 Ein Dr. Ammerling, den man mit in 
92 . Nen ſtark verwickelt hielt, iſt bereits ent⸗ 
teter Mann, ei Dr. jur. Frisch, ein allgemein geach- 
„eingezogen worden; der Schriftſteller Mi⸗ 


kowetz, Juris⸗Kand. Sladkowsky, Schrifſteller Miksjcek 
und Dr. Kampelik werden mit Steckbriefen verfolgt; 
die beiden Erſtern ſitzen ruhig in Wien. — Wie es 
mit Bewahrung des Briefgeheimniſſes ſteht, mag fol⸗ 
gende Thatſache zeigen, welche ich ſo eben aus guter 
Quelle erfahre. Einem einfachen Handwerker, der vor 
einiger Zeit einen Brief aufgab, wurde derſelbe vom 
Poſtbeamten auf dem Bureau erbrochen, geleſen und 
vor ſeinen Augen wieder verſiegelt; nachdem man ihn 
befragt hatte, warum er ſich des Ausdruckes: „es ſei 
gefährlich, Alles zu ſchreiben“ bedient habe und was 
er habe ſchreiben wollen. — Sogenannte Spitzel, 
d. h. Angeber und Spionirer, giebt es jetzt in Maſſe 
und man hütet ſich jetzt noch mehr ein freies Wort 
zu ſprechen, als früher; dies iſt natürlich. Früher er⸗ 
hielt man höchſtens eine Note im ſchwarzen Buche, 
jetzt aber wird man vor's Kriegsgericht geſtellt, wo 
man im gelindeſten Falle einige Tage ohne Verhör im 
Arreſte zubringen kann. So wurde neulich ein junger 
Mann Namens Fritſch wegen Namenähnlichkeit mit 
dem czechiſchen Studenten Fryc, der wohlbehalten in 
Agram ſitzt, trotz aller Wiederlegung des Irrthums 
arretirt und 13 Tage ohne Verhör im Gefängniſſe 
gelaſſen; beim erſten Verhöre wurde er nach einer 
Viertelſtunde als ganz unſchuldig, blos in Folge eines 
„Mißverſtändniſſes“ verhaftet, entlaſſen. 

Tarnopol, 12. Juli. [Neue Flüchtlinge.] Am 
Geſtrigen wurden beim Gränzdorfe Roszlak, Tarnopo⸗ 
ler Kreiſes, 7 aus Rußland herüber gekommene junge 
Leute (Polen) angehalten, die ſich ohne geringſte Ge⸗ 
genwehr der Finanzwache reſpektive der öſterreichiſchen 
Regierung ergaben. Sie waren alle zu Pferd, mit 
einem Säbel, Dopelflinte und einem Paar Piſtolen 
jeder verſehen. Ihre Zwecke ſcheinen nicht friedlich ge⸗ 
weſen zu ſein; 23 andere ſind von der öſterreichiſchen 
Grenze nach Rußland zurückgekehrt. Wenn es ſich 
beſtätiget, daß auch in Zaleszayk und Pazezow ähnliche 
Leute die Grenze überſchritten, ſo will es ſcheinen, daß 
es auf eine abermalige, gewaltſame Polenherſtellung 
abgeſehen war. (Oeſterr. 3.) 

* [Die Militär- Aushebungen! im Oeſter⸗ 
reichiſchen ſcheinen die polniſchen Theile des Reiches in 
nicht geringe Aufregung zu verſetzen. Die „Jutrzenka* 
ſchreibt aus Krakau: Wir beeilen uns eine für die 
Ruhe der Stadt und des Kreiſes äußerſt wichtige Nach⸗ 
richt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Wir kön⸗ 
nen nämlich unſere Mitbürger verſichern, daß die Mi⸗ 
lität = Aushebung gegenwärtig bei uns nicht ſtatthaͤben 
wird. Wir ſind glücklich, daß dieſer gefährliche Schritt, 
der ſehr ſtürmiſche Folgen nach ſich hätte ziehen kön⸗ 
nen, gar nicht zur Ausführung kommt. — Anderſeits 
bringt daſſelbe Blatt einen Aufruf der „Rada Naro- 
dowa“ aus Lemberg, der an alle Bürger dieſer Stadt 
gerichtet, ſich in folgender Weiſe über die Rekrutirung 
ausläßt: „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Das 
Wohl des Landes verlangt gegenwärtig vor Allem Ord⸗ 
nung und Ruhe. In dieſer Erkenntniß wird die ganze 
Nation immer ſtärker, denn ſie erlangt immer feſtere 
Ueberzeugungen. Gegen die nicht in der Art, wie es 
die Konftitution vorſchreibt, anbefohlene Rekrutirung, 
hat die „Rada Narodowa* auf legalem Wege prote⸗ 
ſtirt, und unſere Deputirten werden ſich auf dem Reichs⸗ 
tage gewiß unſerer Rechte erinnern; allein in dieſem 
Augenblicke iſt Nichts ſo wichtig, als das Erhalten der 
Ruhe, denn davon hängt unſer ganzes Sein ab. — 
Eine Störung der öffentlichen Ruhe können nur un⸗ 
ſere Feinde wünſchen; jeder rechtliche Bürger aber muß 
lieber die größten perſönlichen Opfer bringen, als ſich 
den Einflüfterungen heimlicher Feinde hingeben, und 
die ganze Nation der Gefahr preisgeben. — Wer da⸗ 
her zu einem bewaffneten Widerſtand aufruft oder an 
einem ſolchen Theil nimmt, wird ein Verräther am 
Vaterlande.“ . 

Werſecz, 7. Juli. [Gräuelthaten der Ins 
ſurgenten.] Dieſe Zeilen ſchreibe ich in größter Auf⸗ 
regung. Die ganze Stadt ſteht unter Waffen. Eine 
Stunde von Werſees find die Plünderer, an der äu⸗ 
ßerſten Grenze unſeres Komitats, in Wajkowecz einge⸗ 
brochen, den Notar Johann Szygeti nahmen fie ge— 
bunden mit ſich, wohin? weiß der Allmächtige! Den 
Gaſtwirth nebſt Gattin haben fie unbarmherzig tödt⸗ 
lich geſchlagen. Den Grundherrn Maſonyi haben fie 
ausgeplündert und ſein unmobiles Vermögen verwüſtet. 
Daſſelbe Loos traf auch deſſen Beamte, die nur, um 
das nackte Leben zu retten, ſich hierher flüchteten. 
Einige Magyaren in dem Orte Podbozany nahmen 
fie auch gebunden mit ſich. Der Regierungs⸗Kommiſ⸗ 
für befindet ſich bei uns und ſucht die mit der Ver⸗ 
zweiflung kämpfenden hieſigen Deutſchen zu ermuthi⸗ 
gen. So eben bricht eine Abtheilung Huſaren und 
eine Abtheilung Nationalgarden gegen Wajkowecz auf, 
um die Rebellen anzugreifen. Was aus uns bis mor⸗ 
gen früh wird, das wiſſen die Götter. — Geſtern 


Nachmittag kamen Couriere zum Regierungskommiſſar 
aus Neu- Moldau, Szaſzka und Oravizs, drei Berg⸗ 
ftädte; von allen Seiten brachten fie niederſchlagende 
Nachrichten. — Unſere Militärmacht, wenn es wahr 
iſt, daß ſie bei Alibunar 6000 Mann ſtark ſei, iſt 
viel zu gering. Kanonen haben wir gar nicht, und 
doch wiſſen wir beſtimmt, daß die Rebellen, wenn nicht 
mehr, wenigſtens drei Kanonen beſitzen, welche ſie in 
Weißkirchen mit Gewalt genommen haben“). 
Donau : Fürſtenthümer. 

Bukareſt, 2. Juli. [Gegenrevolution. 
Eine neue Jungfrau von Orleans. Die 
ruſſiſche Diplomatie erleidet eine Nieder⸗ 
lage.] Geſtern um 12%, Uhr Mittags iſt hier eine 
blutige Gegenrevolution ausgebrochen, die aber glück⸗ 
licherweiſe diesmal vom Volke ſelbſt unterdrückt wor⸗ 
den iſt. Odobesku, geweſener Chef der Landes miliz, 
und Solomon, Oberſter des 3. Infanterieregiments, 
ſtürzten mit 400 der entſchloſſenſken Soldaten, welche 
gehörig mit Branntwein betäubt waren, auf die ver⸗ 
ſammelten Mitglieder der Regierung, um ſie gefan⸗ 
gen zu nehmen. Aber in demſelben Augenblick ver⸗ 
ſammelte ſich das Volk — größtentheils unbewaffnet 
— und ſuchte die Reihen des Militärs zu durchbre⸗ 
chen, was nicht gleich gelungen iſt. Magieru, einer 
von den Männern der Regierung, bahnte ſich mit 
dem Säbel in der Fauſt einen Weg in die untere 
Abtheilung des Gebäudes, entriß einem Soldaten die 
Muskete aus den Händen und ſtreckte auf ſeinem 
Wege mehrere zu Boden und erreichte glücklich ein 
Zimmer, welches er ſogleich verbarrikadirte. Ein an⸗ 
derer junger Mann riß auch einem Soldaten die 
Muskete aus den Händen, worauf Oberſt Solomon 
Feuer kommandirte und 3 Salven geben ließ. Sie⸗ 
ben Menſchen fanden dadurch ihr Grab, viele wur⸗ 
den verwundet. — Das Volk wurde wü⸗ 
thend, mußte ſich aber, da es keine Waf⸗ 
fen hatte, zurückziehen. Viele ließen den Muth ſinken 
und zweifelten an der Sache des ſouveränen Volkes 
und fürchteten den Untergang der erſt vor wenigen 
Tagen errungenen Freiheit, Andere, muthigere machten 
ſich augenblicklich daran, Barrikaden zu bauen, um fo 
den ungleichen Kampf fortzuſetzen. Die Verzweiflung 
hatte ſchon einen hohen Grad erreicht, da ſtürzte wie 
aus den Wolken herunter eine Heldin von Podul Mo⸗ 
goſchai mit zwei Piſtolen in den Händen und rief 
aus allen Kräften: „Tod den Verräthern! Ihr jungen 
Männer faſſet Muth und rettet die Freiheit!“ Die 
Worte dieſer jungen Heldin, welche die Gattin eines 
Beamten iſt und ſich Anna Ipatescu nennt — 
electriſirten die Maſſe; es wird gegen das Militär 
angeſtürmt und daſſelbe gezwungen, ſich eiligſt in die 
alte Kaſerne zurückziehen. Odobesku wurde gefan⸗ 
gen; Solomon rettete ſich mit den Soldaten, aber nur 
auf kurze Zeit. Das Volk rückte im Sturmſchritt 
nach und war entſchloſſen alles auf das Spiel zu 
fegen, um die Kaſerne zu nehmen. Glücklicherweiſe 
aber ging die Sache friedlicher von Statten. 
Das Militär erklärte, daß es nicht mehr auf 
ſeine Brüder ſchießen werde und daß man es auch 
früher nur durch Betrug dazu gebracht hätte. Solo⸗ 
mon fiel in die Hände des Volkes, zund er wäre ers 
barmungslos zerfleiſcht worden, wenn nicht die Jugend 
ihn in ihre Mitte genommen und beſchützt hätte! So⸗ 
lomon wollte flüchten, ward aber von der National⸗ 
Garde an der Barriere ergriffen und feſtgeſetzt. Odo⸗ 
besku erklärte gleich bei ſeiner Gefangennehmung, daß 
er den Handſtreich gegen die errungene Freiheit im 
Auftrage Rußlands übernommen hätte. Duhamel, der 
bekannte ruſſiſche Kommiſſar in den Fürſtenthümern, 
ſoll vor feiner Abreiſe den beiden Verräthern an ihrem 
Vaterlande den Eid abgenommen haben, ſo vorzugehen, 
als ſie es auch wirklich gethan haben. — Was wird 
nun die beſchämte ruſſiſche Diplomatie thun?! — Der 
General Kotzebue war einſtweilen nur nach Fockſchan 
gegangen, um von dortaus die Gegenrevolution in 
Bukareſt zu leiten. Diesmal iſt der ſchlaue Diplomat 
aber geſchlagen! Die Walachen haben ſich als wahre 
Patrioten gezeigt, und ich glaube, daß ſie den Ver⸗ 
dacht der Ruſſomanie durch ihr Blut rein abgewaſchen 
haben! Oeſterr. Ztg.) 
Frankreich. 

Paris, 15. Juli. (Nationalverſamm lung. 
Sit ung vom 14. Juli. Nachtrag.) Nach einer 
langen unerquicklichen Debatte über Begünſtigung 
der Arbeiter⸗Aſſociationen bei Staatsliefe⸗ 
rungen nahm die Verſammlung anſtatt des vorlie⸗ 


genden von der Kommiſſion weitläuftig ausgearbeiteten 


Geſetzentwurfes ein kurzes Amendement Besnards an, 

welches die näheren Beſtimmungen dem Ministerium 

überläßt. Ein Zuſatz⸗Artikel ward der Commiſſion 

) S. hierüber das Weitere in dem Artikel 55 Peſth, 
15, Juli der geſtr. Bresl. tg. Red. 


überwieſen. — Der Finanz Minifter Goudhaur, 
von Duclerc interpellirt, erklärte, daß er die Pläne, die 
Eiſenbahnen und Aſſecuranzen durch den Staat ans 
kaufen zu laſſen, ganz aufgegeben habe. 
[Sitzung vom 15. Juli. Der Präſident 
Marie eröffnet die Sitzung um 2%, Uhr. Berathung 
über den von Flocon vorgeſchlagenen Zuſatz⸗Artikel zu 
dem geſtern votirten Geſetze über die Arbeiter⸗Aſſocia⸗ 
tionen. Der Berichterſtatter der Commiſſion, an die 
dieſer Artikel zurückgeſchickt worden, meldet, daß über 
dieſen Zuſatz⸗Artikel zwei Amendements vorliegen, über 
die ſich nun eine lange, intereffelofe und ſehr verwor: 
rene Debatte entſpinnt. Endlich wird das Amende⸗ 
ment Flocons verworfen und das Ganze des Decrets 
angenommen. Auf Antrag des Herrn Donatien Mar⸗ 
quis beſchließt die Verſammlung, daß die Bureaur 
ihre Arbeiten in der Art zu beſchleunigen und zu be⸗ 
endigen haben, daß die öffentliche Diskuſſion der Con⸗ 
ſtitution zu Ende dieſes Monats Juli beginnen könne. 
— Hierauf folgt die Diskuſſion des Geſetzes über die 
Vereinbarkeit einer beſoldeten Civilanſtellung mit Mi⸗ 
litär⸗Penſion. Es liegen acht Amendements vor. Bei 
Poſtſchluß ſpricht General Oudinot für den Antrag der 
Commiſſion. 

[Bureau's.] Die Abtheilungen haben geſtern 
den Vorſchlag des Herrn Jules Favre: die Privat⸗ 
Domainen Ludwig Philipps für Staats-Eigenthum 
zu erklären, geprüft. Thiers bekämpfte dieſen Vor⸗ 

ſchlag auf das Entſchiedenſte. Indem er ſich offen 
für die Republik und das Recht der Nation erklärte, 
ihre Regierung einzuſetzen, abzuſetzen und die Regie⸗ 
rungsform zu ändern, ſprach er zugleich die feſte Hoff⸗ 
nung aus, die Republik werde ſich keine Handlung zu 
Schulden kommen laſſen, die, welchen Vorwand man 
ihr auch geben möge, von der Geſchichte als eine 
Ungerechtigkeit und als ein Raub geſchildert werden 
würde. 

[Ruhe in Paris.] Der gefürchtete 14. Juli 
iſt ohne die mindeſte Störung vorübergegangen. Die 
Behörde hatte alle Anſtalten getroffen, um jeder Un⸗ 
ordnung kräftig entgegen zu treten, aber von allen 
dieſen Maßregeln war äußerlich nichts ſichtbar und 
jede Truppen⸗Aufſtellung oder andere derartige Demon⸗ 
ſtrationen, welche meiſt die Beſorgniſſe erhöhen, ſtatt 

zu vermindern, war ſorgfältig vermieden. Eine Pro⸗ 
klamation, die im Laufe des Tages überall angeſchla— 
gen ward, machte, ihrer anſtändigen und freimüthigen 
Sprache halber, den beſten Eindruck. 
[(Vermiſchtes.] Das Droit zeigt an, daß ein 
im Fort Jvry gefangener Deutſcher angeklagt iſt, einem 
Dragoner, der in die Gewalt der Inſurgenten gefal⸗ 
len war, beide Hände abgehackt zu haben. Mehrere 
Soldaten der mobilen Garde beſchuldigen ihn auf das 
Beſtimmteſte dieſer That. Er antwortet ſtets, man 
könne ihm nicht beweiſen, daß er das gethan habe. — 
Die Anzaht der Gefangenen beträgt jetzt 17,000. 


Großbritannien. 

London, 14. Juli. Erklärung des Mini⸗ 
ſteriums in Bezug auf den Waffenſtillſtand 
zwiſchen Deutſchland und Dänemark.] Auf 
eine von dem Vorſitzer von Lloyds am 12. d. M. an 
Lord Palmerſton gerichtete Anfrage über den Waf⸗ 
fenſtillſtand zwiſchen Deutſchland und Dä⸗ 
nemark, hat Lord Palmerſton noch an demſelben 
Tage durch den Unterftaats = Secretair, Hrn. Eddis⸗ 
bury, folgende Antwort ertheilen laſſen: „Miniſterium 
des Auswärtigen, den 12. Juli. Mein Herr — 
Mit Bezug auf Ihr Schreiben vom heutigen Tage 
bin ich von Lord Palmerſton beauftragt, Ihnen mit⸗ 
zutheilen, daß der Entwurf eines Waffenſtillſtands⸗ 
vertrags, der in Malmö zwiſchen den Bevollmächtig⸗ 
ten Dänemarks und des deutſchen Bundes zu Stande 
gebracht war, von der preußiſchen Regierung ange⸗ 
nommen worden iſt und daß ſie dem General Wran⸗ 
gel den Befehl überſandt hat, denſelben zu unterzeich⸗ 
nen und ihn pro viſoriſch in volle Kraft treten zu 
laſſen. Es ſcheint überdies Grund vorhanden, zu 
hoffen, daß dieſe Befehle, welche die in dieſer Ange 
legenheit den deutſchen Bund vertretende preußiſche 
Regierung abgeſandt hat, von dem Frankfurter Bun⸗ 
destage nicht werden desavouirt werden. (Unterz.) 


Eddisbury.“ 
Schweiz. 

ern, 13. Juli. In der heutigen Sitzung der 

Tagſatzung wurde folgende, durch den königl. baierſchen 
Major v. Liel geſtern dem Präſidenten übergebene 
Note des deutſchen Bundestags verleſen: i 

„An Se. Excellenz den Herrn Präfidenten der 
De eidgenöffifhen Tagſatzung. 

Nach dem zurückgewieſenen Einfalle, welchen Hecker und 
ſeine Genoſſen im April dieſes Jahres in das Großherzog— 
thum Baden unternahmen, haben ſich dieſelben theils auf 
ee Gebiet, theils in Schweizerkantone längs der 

adiſchen Gränze und des Rheines zurückgezogen. Es kann 
dem hohen Vororte durchaus nicht unbekannt fein, daß 

Hecker und die bekannten Führer Heinzen, Mögling, Siegel, 

Reſina, Kaiſer und Andere, den ihnen in den Kantonen Ba⸗ 

ſel, Schaffhauſen und e geſtatteten Aufenthalt nur 
dazu benutzen, um ihre Freſſchaaren durch Werbung fort⸗ 
während zu verſtärken, dieſelben förmlich zu organiſiren und 
in Waffen zu üben, fortgeſetzt verbrecheriſche Verbindungen 
mit den Bewohnern der angrenzenden Bezirke des Großher⸗ 
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ums Baden zu unterhalten, dahin Druckſchriften und 
FR e Flugblätter zu verbreiten, welche zur republifanifchen 
Schilderhebung auffordern, und durch alle diefe Unterneh: 
mungen die Ruhe in den füblihen Theilen des Großherzog⸗ 


thums Baden und des Königreichs Würtemberg fortwährend 


zu gefährden. Der deutſche Bund, der nad) feiner Verfaſ⸗ 
ſungeurkunde verpflichtet iſt, nicht nur fein Gebiet in jedem 
einzelnen Theile vor feindlichen Einfällen zu ſchützen, ſon⸗ 
dern auch die einzelnen Bürger vor Angriffen gegen ihre 
Perſonen und ihr Vermögen kräf ig zu wahren, findet ſich 
daher aufgefordert, dieſem Stande der Dinge entfchirden 
entgegenzutreten. Er erkennt zunächſt die Entfernung jener, 
das ihnen gewählte Aſyl nur zur Bedrohung benachbarter, 
der Eidgenoſſenſchaft befreundeter Staaten mißbrauchender 
Freiſchaaren von der deutſchen Gränze, und ihre Verweiſung 
in entferntere Kantone als eine Maßregel, die entſprechend 
fein dürfte. Der deutſche Bund beehrt ſich daher, an den 
hohen Vorort das Erſuchen zu ſtellen, geneigteſt mit aller 
Entſchiedenheit darauf zu dringen, daß die betreffenden Kan⸗ 
tonalregierungen die vollſtändige Auflöſung und Entwaff⸗ 
nung dieſer Freiſchaaren durchführen, die Führer derſelben 
aber unter allen Umftänden aus den Kantonen entfernen, 
und ſo dahin wirken, daß das nachbarliche Einverſtändniß 
ungetrübt aufrecht erhalten werde. Der deutſche Bund kann 
dabei bemerken, daß die franzöfifche Regierung bereits Maß⸗ 
regeln, wie die oben angedeuteten, größtentheils mit Erfolg 
durchgeführt hat. Der deutſche Bund erwartet mit Beru⸗ 
higung, daß ſeinem gemachten Anſinnen entſprochen werden 
wird. Er hat in dieſer Erwartung ſogar den Kommandan⸗ 
ten des Truppen⸗Corps im Großherzogthum Baden ermäch⸗ 
tigt, die bisher unmittelbar an der Gränze dislocirten Trup⸗ 
pen von derſelben zurückzuziehen, und würde ſich daher nur 
mit Bedauern in die Nothwendigkeit verſetzt finden, durch 
die Aufſtellung eines verſtärkten Truppen⸗Corps eine neuer⸗ 
liche und enge Beſetzung der bedrohten Grenzſtrecke zu be⸗ 
wirken, wodurch aber begreiflicher Weiſe eine Beſchränkung 
des Verkehrs herbeigeführt werden könnte, die gerade den 
Bewohnern der ſchweizeriſchen Kantone empfindlich fallen 
dürfte. Der deutſche Bund wünſcht dringend, daß eine ſolche 
Maßregel entbehrlich werde, da er überhaupt von dem le⸗ 
bendigen Verlangen durchdrungen iſt, die Geſinnungen der 
Freundſchaft ungetrübt aufrecht zu erhalten, die Deutſchland 
für die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft hegt. Der königl. 
baieriſche Major des Generalſtabs v. Liel iſt beauftragt, 
dieſes Schreiben perſönlich zu überbringen und die zu feiner 
weitern Begründung dienlichen Erläuterungen zu geben. 
Frankfurt a. M., 30. Juni 1848.“ (unterſchriften.) 

Der Präſident ſetzt die Behandlung dieſer und der 
badiſchen Note auf die Tagesordnung für morgen. 


(Basl. 3.) 


Lokales und Provinzielles. 


* Breslau, 19. Juli. [Krawall in der 
Oder⸗Vorſtadt.] Geſtern gegen Abend entftand in 
der Oder⸗Vorſtadt zwiſchen den dort beſchäftigten Ar⸗ 
beitern und den Bewohnern eines gewiſſen Theils je⸗ 
ner Vorſtadt eine ſo grimmige Prügelei, daß das für 
die Allarmwache beſtimmte Bataillon der Bürgerwehr 
requirirt werden mußte. Veranlaſſung zu der Prüge⸗ 
lei ſoll der Angriff einiger jener Vorſtädter auf einen 
Arbeiter-Aufſeher geweſen ſein, welchen letzteren die Ar⸗ 
beiter in ihren Schutz nahmen. 


* Zreslau, 19. Juli. [Ueber die Bürger: 
wehr.] Unter dieſem Titel iſt ein im konſtitutionellen 
Verein zu Marienwerd⸗r gehaltener Vortrag erſchienen, 
den wir unſern Mitbürgern hiermit gern anempfehlen. 
Herr Aſſeſſor Wolff, der Verfaſſer dieſes Vortrages, 
ſpricht ſich darin mit ſehr klarem Bewußtſein über die 
Entſtehung und Bedeutung der Bürgerwehr aus. 
Die Bürgerwehr, ſagt er, iſt ein Kind jenes Rieſen⸗ 
geiſtes, welcher dem heutigen Europa ein neues Staats: 
leben eingehaucht hat, ein Kind der franzöſiſchen Re⸗ 
volution. Der Grundgedanke, der im Jahre 1791 in 
Frankreich getroffenen Einrichtung der Nationalgarde 
war der einer geſetzlichen, der Civil-Behörde 
untergeordneten Volks-Bewaffnung zum 
Dienſte und Schutze der Nation. Wenn nun 
auch die Bürgerwehr zuerſt von den Franzoſen einge⸗ 
führt worden, ſo ſei ſie doch darum nicht minder tief 
in dem echten deutſchen Weſen begründet. Der Ver⸗ 
faſſer weiſt auf die älteſten deutſchen Zuſtände zurück, 
wo man die freie Gemeinde als die Grundlage des Staats: 
lebens betrachtete, und wo nur der Wehrhafte ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges Gemeindemitglied war. Die gegenwärtige 
Einführung der Bürgerwehr ſei daher nichts weiter, 
als ein Anfang zur Zurückführung des urſprünglichen 
deutſchen freien Gemeindeweſens. Es wirs ſodann 
auf die Rechte und Pflichten der Bürgerwehr hinge⸗ 
wieſen und als ihr Wahlſpruch die Worte hinge 
ſtellt: „Für Freiheit und Ordnung, gegen Willkür von 
Oben und Unten!“ — Der Preis des Heftchens iſt 
nur 1 Sgr. und der volle Ertrag ohne Koſtenabzug 
für die deutſche Flotte beſtimmt. 

. 
Zwangs ⸗Auleihe. 

Nachfolgende Bemerkungen über die neue Zwangs⸗ 
Anleihe find von dem Verfaſſer, deſſen Tüchtigkeit und 
Competenz bei Beurtheilung ſolcher Fragen allgemein 
anerkannt ſind, an einen unſerer Abgeordneten in Ber⸗ 
lin zur weiteren Benutzung in der National⸗Verſamm⸗ 
lung überſendet worden. Referent hielt es für ange⸗ 
meſfen, die Anſichten des Verfaſſers über die Zwangs⸗ 
Anleihe auch dem größeren Publikum mitzutheilen, zu⸗ 
mal ſie auf Gewerbetreibende und überhaupt auf Nicht⸗ 


8 großen und nachtheiligen Einfluß ausüben 
wird. 

Nach dem unterm 10. d. M. der National⸗Ver 
ſammlung vorgelegten Geſetzes-Entwurf wird für di 
Bedürfniſſe des Staates eine Anleihe nach Höhe von 
15,000,000 Rthl. im Wege des Zwanges in Anſpruch 
genommen. — Wie die Anleihe projektirt iſt, iſt ſie 
eine Anleihe aus dem Vermögen — dem Kapital — 
von Y, bis 2 pCt. und eine Steuer vom Einkom⸗ 
men von 5 bis 20 pCt. — Beides — Kapitalsdar⸗ 
lehn, wie Einkommen⸗Steuer — ſollen ſpäter erſtattet 
und bis zur Erſtattung mit reſp. 5 und 3 ½ pCt. 
verzinſt werden. — In der gegenwärtigen Zeit wird 
dieſe Anleihe großen Schwierigkeiten unterliegen, am 
drückendſten aber in der Aufbringung der Einkommen⸗ 
Steuer werden. — Ob die Anleihe nicht überhaupt 
ausgeſetzt werden könne, läßt ſich ohne Einſicht der 
Spezial⸗Etats der Staatsverwaltungen, ja ohne Ein⸗ 
ſicht in die gegenwärtige Lage dieſer Verwaltungen 
ſelbſt, nicht wohl beantworten. — Der vorgelegte Fi⸗ 
nanz⸗Haupt⸗Etat enthält nur ſummariſche Beträge, 
deren unabweisliche Nothwendigkeit in der Ausgabe 
ohne Kenntniß der betreffenden Verwaltungen ſchwer 
geprüft werden kann. — Nur einzelne Poſitionen laſ⸗ 
ſen ſich daraus hervorheben. — Wie die Denkſchrift 
zum Anleihe⸗Geſetz Seite 17 ergiebt, ſind unter die 
Ausgaben des laufenden Jahres gebracht: 


1) zur Erweiterung der Gefchäfte der Bank in 
Berlin e 
2) zur Errichtung von Disconto⸗ 
r ee Dr 2 
3) zur Aushülfe für die See: 
anne erg m 
Ferner in den Finanz⸗Etat pro 1848 
Seite 12, 
4) zur Schuldentilgung g 
und Seite 22 unter 2 bis 8 
5) Ad extraordinaria 


1,000,000 Rt. 
1,000,000 Rtl. 


2,430,806 Rtl. 


5,658,873 Rt. 

zuſammen 13,089,679 Rt, 
Jede Spezial⸗Verwaltung hat bereits und muß 
ihr Extraordinarium haben und es frägt ſich daher, 
in wie weit nicht die zu 5. berechneten 5,658,873 Rtl. 
ſpeziell für die außerordentliche Aufwendungen die ſes 
Jahres in Anſpruch genommen werden können. — 
Eine gleiche Frage dringt ſich bei der Poſt zu 4. auf. 
Die Schuld, welche getilgt werden ſoll, iſt eine un⸗ 
kündbare und zu 3 ½ pCt. verzinslich; die neue, wenn 
ſie in der freiwilligen Anleihe eingeht, ſoll vom Jahre 
1850 ab abgetragen und mit 5 pCt. verzinſt werden. 
In jedem Falle ſind es die Koſten für die Ausferti⸗ 
gung der neuen Schuld⸗Dokumente über den zu til⸗ 
genden Betrag, welche erſpart werden können, ſofern 
nicht kontraktliche oder ſonſtige Verpflichtungen die 
Amortiſation zum unabweislichen Erforderniſſe machen. 
Der Haupt⸗Etat ſpricht dies nicht aus. — Die Be⸗ 
ſorgniß, daß bei Unterlaſſung der Amortiſation der 
Staats⸗Kredit leiden werde, läßt ſich nicht theilen. Sie 
würde getheilt werden können, wenn nicht der Amorti⸗ 
ſation von 2,430,803 Rtl. eine neue Schuld von 
15,000,000 Rtl. gegenüberträte. — Der Staats⸗ 
Kredit möchte aber unbedingt mehr befeſtigt werden, 
wenn die neue Schuld nicht gemacht, ſondern dem 
Bedürfniſſe durch die Bewirthſchaftung unter Zuhülfe⸗ 
nahme der Amortiſations-Summe genügt werden könnte. 
— Eine dritte Frage ift: ob die Poſten zu 1. bis 
3. mit 5,000,000 Rtl. nicht im Verlaufe des Jahres 
für den Staatsbedarf zurückgezogen werden können. 
— Laſſen ſich dieſe 3 Fragen bejahend beantworten, 
dann würden nur noch etwa 1,700,000 Nl. noth⸗ 
wendig, dieſe auch durch die eingegangenen freiwilligen 
Beiträge bereits ziemlich gedeckt und mithin eine 
Zwangsanleihe nicht nothwendig fein. — Eine gründ⸗ 
liche Erörterung dieſer Fragen ſcheint der Berathung 
des Geſetzes daher in jedem Falle vorangehen zu mi: 
fen. — Fällt das Reſultat wider Erwarten dahin aus, 
daß die Zwangsanleihe nicht umgangen werden kann, 
dann dürfte dieſelbe doch entweder nur dem Kapital 
zu entnehmen, oder mindeſtens das Einkommen dabei 


nach milderen Prinzipien zu behandeln ſein. — Sie 


nur dem Kapital zu entnehmen, 
müßer, auch eher zu ermöglichen, wenn man den Satz 
von ½ bis 2 pCt. nach dem Bedarf erhöhen will. 
— Vom bloßen Einkommen mit 5 bis 20 pCt. iſt 
die Abgabe drückend und gewiß mehrfach nicht zu er⸗ 
ſchwingen. — Das Einkommen aus einem Gewerbe ıc. 
ſoll dem Geſetzes⸗Entwurfe gemäß mit 10 pCt. zu 
Kapital berechnet und demnaͤchſt wie dieſes beſteuert 
werden. — Von einem Einkommen von 400 Rl. 
wären hiernach 20 Rtl., von 500 Rtl. 25 Rtl., von 
600 Rtl. 30 Rtl. u. ſ. w. zur Anleihe beizutragen. 
— Dieſe 20 Rtl. entgehen dem Betheiligten von ſei⸗ 
nem Einkommen bis zur Erſtattung in ſpäteren Jah⸗ 
ren ganz, während der Kapitaliſt ſie ſeinem Ka⸗ 
pitale entnimmt und höchſtens, wenn er es bis 
zum Zwange kommen läßt, an Zinſen das ein⸗ 
büßt, was fein Kapital über 3 ½ pCt. getragen hat. — 
Wie gering dieſer Ausfall, bedarf kaum der Erörterung 


erſcheint naturge⸗ 


— Aber aus dieſem Ausfalle kann der Kapitaliſt be⸗ 
gegnen, wenn er ſeine Rate vor dem Schluß⸗Termine, 


| 


alfo vor dem 10. Auguſt, einzahlt. Er erhält dann 
5 pCt. Zinſen. — Dem auf feinen Erwerb, fein Ein⸗ 
kommen Angewieſenen wird die Zahlung vor dem 
Schluß⸗Termine in der Regel nicht möglich fein; er 
wird daher nur 3 ½ pCt. Zinſen und ein dem ent⸗ 
ſprechendes Papier erhalten, bei einem ſpäteren Ver⸗ 
kaufe aber einen Verluſt erleiden müſſen, welchem der 
Kapitaliſt nicht ausgeſetzt, oder vermöge ſeines Kapi⸗ 
tals zu entgehen im Stande iſt. — Eine weitere Folge 
des verringerten Einkommens der Kapitalsloſen würde 
aber ſein, daß ſie ſich noch mehr als bisher einſchrän⸗ 
ken müſſen, und daß dadurch einer Vermehrung der 
Arbeitsloſigkeit unter den gewerbetreibenden Klaſſen ein 
erheblicher Vorſchub geleiſtet wird. — Dies kann eben 
fo wenig, als die verhältnißmäßig ſtärkere Belaſtung 
des Erwerbes gegen das Kapital in den Abſichten der 
Staatsbehörde liegen und wenn mithin der Erwerb 
von der Anleihe nicht ſollte ganz ausgeſchloſſen wer⸗ 
den können, ſo würde mindeſtens eine Verringerung 
der ihm aufzuerlegenden Laſt eintreten müſſen. — Wer 
da weiß, wie wenig geſichert dem Geſchäfts- und Ge⸗ 
werbetreibenden in der jetzigen Zeit ſein Einkommen 
iſt, wer da weiß, wie ſchwer es dem Familienvater 
werden muß, ſelbſt von einem geſicherten Einkommen 
von 400 Rtlr. den Betrag von 20 Rtlr. zu entbeh⸗ 
ren, wird das Bedürfniß einer Erleichterung dieſer Klaſ⸗ 
ſen nicht beſtreiten wollen. — Muß daher das bloße 
Einkommen einmal mit zur Beiſteuer herangezogen 
werden, ſo laſſe man ein Gewerbs-Einkommen unter 
600 Nele. ganz frei und ziehe das Einkommen unter 
1000 Reit. überhaupt mit geringeren Beiträgen an. 
— Es kann auf die Arbeit nicht ankommen, welche 
kleinere Apoints von Staatsſchuldſcheinen etwa verur— 
ſachen; dieſe Arbeit ſteht in keinem Verhältniſſe mit 
dem Kummer, welcher ſonſt Tauſende von Familien 
treffen würde. — Sollte darnach auch der große Ka— 
pitaliſt, der Empfänger bedeutenderer Renten, mehr als 
beabſichtigt beizutragen haben, ihn wird dies nicht 
drücken. Wer 100,000 Kapital beſitzt, hat nur noth- 
wendig, 1300 Rtlr. davon in ein 5 prozentiges Papier 
umzutauſchen. Er verliert dabei weder an Rente, noch 
an Kapital und auch eine Erhöhung feines Prozent⸗ 
ſatzes wird ihm mithin nicht drückend werden können. 
— Eine ſachgemäße Umarbeitung des Gefetzes wird 
Schwierigkeiten nicht unterliegen; eines Geſetzes übri- 
gens: das, wie in der Beſtimmung Nr. 4, nach wel⸗ 
cher Alles, was Jemand außer dem Mobiliar zum 
häuslichen Gebrauch beſitzt, mit ſeinem Werthe dem 
Vermögen beigerechnet werden ſoll, einer übergroßen 
Strenge nicht ſehr ferne ſteht. — Die Verhältniſſe 
jedes, Einzelnen werden ſich natürlich nicht berückſichti⸗ 
gen laſſen, es wird aber angehen, die Laſt im allge⸗ 
meinen dahin zu legen, wo ſie am wenigſten fühlbar 
wird. — Möchte es indeß gelingen, die Zwangs-⸗An⸗ 
leihe ganz zu beſeitigen und möchte dafür die Reguli⸗ 
rung der Steuerverhältniſſe durch das ganze Land, ſo⸗ 
bald es irgend ſein kann, erfolgen. — Referent will 
die große Ungleichheit nicht weiter erörtern, welche bei 
der Klaſſenſteuer in den Leiſtungen der Aermeren und 
denen der Wohlhabenden und großen Beſitzer beſteht. 
Dieſe Ungleichheit iſt in der letzteren Zeit vielfach Ge⸗ 
genſtand der Erörterung wie der Beſchwerde geweſen, 
und Abhülfe hier zuverläſſig zu erwarten. Möchte 
dieſe Abhülfe aber auch auf eine Abgabe mit übertra⸗ 
gen werden, welche weniger als jene Steuer, bis jetzt 
einer Beſprechung unterlegen hat. Es iſt dies die Ge⸗ 
werbeſteuer. 

Ihr Druck auf den Gewerbeſtand, die Nothwen⸗ 
digkeit, die Laſten nicht einzelnen Klaſſen, ſondern der 
Geſammtheit je nach den Kräften des Einzelnen auf: 
zulegen, ſprechen mächtig für ihre Abſchaffung und 
Umwandlung in eine andere, die Allgemeinheit 
treffende Abgabe. — Aus der Nothwendigkeit: die 
Steuern der Allgemeinheit aufzuerlegen, folgt auch die 
Nothwendigkeit der Aufhebung der noch beſtehenden 
Exemtionen. — In Beziehung auf die Klaſſenſteuer 
iſt dieſe Maaßregel in dem Geſetzes⸗Entwurfe hierüber 
vom 10. d. Mts. proponirt, bei der Zwangsanleihe 
ſollen Exemtionen nicht weiter gelten, und nur bei den 
Gemeinde⸗Abgaben ſollen fie noch beſtehen bleiben. — 
Mindeſtens iſt ihre Aufhebung in dieſer Beziehung in 


- jenen Geſetzes-Entwürfen übergangen. 


Es ſcheint, daß ſie damit gleichzeitig zur Berathung 
kommen und beſchloſſen werden müſſe. — Wird das 
Unrecht der Exemtionen bei der königlichen Steuer 
anerkannt, ſo kann man dieſes Unrecht nicht in den 
Kommunen beſtehen laſſen. — Eine Erweiterung des 
Geſetz⸗Entwurfes hierüber ſcheint daher nicht umgan⸗ 
gen werden zu können; nicht minder wünſchenswerth 
erſcheint ſie aber auch bei dem Geſetze wegen des Stem⸗ 
pels zu Geſuchen an Adminiſtrativ⸗Behörden. — Mit 
dem Geſuche geht der Beſcheid Hand in Hand 
und was die Befreiung des Geſuches vom Stempel 
wünſchenswerth macht, macht es auch wünſchenswerth, 

aß der Stempel zum Beſcheide erlaſſen werde. — 
Die Maaßregel dürfte ſonſt, und nicht mit Unrecht, 
als eine halbe bezeichnet werden. 


T Liegnitz, 18. Juli. [(Zum Beſten der deut: 
ſchen Flotte.] Geſtern in den Abendſtunden fand hier 
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im Garten unſeres Badehauſes eine von unferer Lie⸗ 
dertafel veranſtaltete große öffentliche Geſangsauffüh⸗ 
rung ſtatt, deren Ertrag zum Beſten einer deutſchen 
Flotte beſtimmt worden war. Das Publikum hatte 
ſich trotz der rauhen Witterung ziemlich zahlreich ein⸗ 
gefunden, und ſpendete den unter der Leitung des Mu⸗ 
ſik⸗Direktor Tſchirch ausgeführten Geſängen, nament⸗ 
lich den Solo⸗Vorträgen eines auswärtigen geſchätzten 
Dilettanten und den von Conrektor Balſam und Leh⸗ 
rer Rüffer gehaltenen Reden vielen Beifall. Bei dem 
Eintrittspreiſe von nur 2 ½ Sgr. find dennoch nahe 
an 50 Rthl. für die Flotte eingenommen worden. Es 
wäre ſehr zu wünſchen, wenn alle Männergeſang⸗ 
Vereine unſerer Provinz dem Beiſpiele unſerer Lieder⸗ 
tafel folgten, gewiß würde dadurch eine nicht unbedeu⸗ 
tende Summe für dieſen ſchönen Zweck beſchafft. 


— 1 — Glogau, 18. Juli. [Königl. Ge 
ſchenk. Schulangelegenheiten. Volksthüm⸗ 
lich⸗konſtitutioneller Verein. Freikorps.) 
Am 14. d. M. ging ein königl. Geſchenk an hieſige 
Schützengilde ein, beſtehend in einer ziemlich großen, 
ſehr ſauber ausgeſtatteten Fahne. Die Felder derſel⸗ 
ben ſind blau und gelb (die Stadtfarben), im blauen 
Felde das preußiſche, im gelben das Stadtwappen mit 
der Umſchrift: „Der Glogauer Schützengilde 1848.“ 
Beide Wappen ſind höchſt ſauber gemalt. Wie ver⸗ 
lautet, wird die Fahnenweihe eine beſondere Feierlich⸗ 
keit veranlaſſen. — Die Gründung eines katholiſchen 
Zweigvereins, zum Anſchluß an den Breslauer Cen⸗ 
tralverein für religiöſe und kirchliche Freiheit iſt hier 
verunglückt. Die belehrenden und ganz zeitgemäßen 
Anſprachen der Herren v. F. sen. und jun. in der 
am 10. d. M. anberaumten Verſammlung ließen das 
geſunde Urtheil der Anweſenden die Oberhand gewin⸗ 
nen und mit bedeutender Majorität gegen einen der⸗ 
artigen Verein ſtimmen. Die geehrten Redner hoben 
unter Anderem hervor: es ſtehe zu erwarten, daß 
dann auch andere Religionsgeſellſchaften Vereine der 
Art gründen würden und auf ſolche Weiſe der Lö⸗ 
fung der großen Zeit⸗ und Lebensfrage „Brüderliche 
Vereinigung aller Stände und Religionsparteien un⸗ 
ſeres gemeinſamen deutſchen Vaterlanges“ hindernd 
entgegen getreten werde. Ob es dem Kanzeleifer ger 
lingen wird, doch noch einen derartigen Verein zu 
Stande zu bringen, muß die nächſte Zeit lehren; je⸗ 
denfalls dürfte die Theilnahme nicht allzugroß fein. — 
Der volksthümlich⸗konſtitutionelle Klubb entwickelt, na⸗ 
mentlich in der jüngſten Zeit, eine rege Thätigkeit. 
Außerdem daß derſelbe die hieſigen Volksverſammlun⸗ 
gen unter ſeine Obhut genommen, dergleichen auch in 
der Umgegend, wie in Priedemoſt, Quaritz, Klopſchen, 
Köben veranlaßt, durch Deputirte die Kongreſſe in 
Leipzig, Breslau, Berlin beſchickt, hält derſelbe auch 
jetzt außer den wöchentlichen Mittwoch⸗Sitzungen au⸗ 
ßerordentliche an den Sonnabenden. Dieſelben fin⸗ 
den im Schauſpielhauſe ſtatt und kann von jedem 
Mitgliede ein Gaſt eingeführt werden. Gegenſtände 
der Berathung ſind eben jetzt: der Verfaſſungs⸗ und 
Bürgerwehrgeſetzentwurf. Auch iſt die freiwillige 
Bürgerwehr, bis jetzt 100 und einige Mann ſtark, 
aus dieſem Verein hervorgegangen. Dies freiwillige 
Korps, welches — bis jetzt noch ohne Waffen — 
fleißig exerzirt, trägt dunkelblaue Blouſe und ſchwarze, 
ziemlich hohe Wachsleinwandmütze mit Schild; Blouſe 
und Mütze mit ſchwarz⸗roth⸗gelber Schnur beſetzt. — 
In den der Stadt zunächſt gelegenen Ortſchaften fin⸗ 
den von Zeit zu Zeit Verſammlungen der Wahlmän⸗ 
ner des Glogauer Kreiſes ſtatt, durch welche bei um⸗ 
ſichtiger Leitung viel Gutes erzielt wird und noch er⸗ 
zielt werden kann. — Dem Vernehmen nach ſoll 
unſere Stadt eine neue Feſtungszierde erhalten, indem 
die Aufführung von Blockhäuſern in Ausficht ſteht. 
Mit der Palliſadirung wird eifrigſt fortgeſchritten, na⸗ 
mentlich an den Thoren. ® 


* Brieg, 17. Juli. [Einweihung des 
Schulhauſes. Demokratiſcher Verein. Nach⸗ 
richt aus Berlin.] Neulich erhielt das neue Lokal 
für die fünf Klaſſen der evangeliſchen Knabenſchule 
ſeine Weihe. Das Gebäude liegt innerhalb des Hofes 
des alten Piaſtenſchloſſes, ward früher als Amtslokal 
für das Inquifitoriat und das vereinigte Steuer: und 
Stiftsrent⸗Amt benutzt und dann vom Fiskus gegen 
den Bauplatz für das neue Inquiſitoriat und Zellen⸗ 
gefängniß an die Kommune abgetreten. Letztere hat es 
neu ausgebaut und dadurch Platz zu fünf Schulzim⸗ 
mern und einem Prüfungsſaal, nebſt Amtswohnung 
für drei Lehrer gewonnen, welche, wenn auch nicht 
ſplendid, doch den Kräften der Stadt angemeſſen an⸗ 
ſtändig und zweckmäßig eingerichtet, hell, freundlich und 
geräumig ſind. Daß die Einweihung eine 
provifiete geweſen, indem felbft die Mitglieder der Schu: 
len⸗Deputation erſt am Tage vorher durch mündliche 
Beſchickung dazu aufgefordert worden, diejenigen 5 
ter der Stadt aber, welche mit vieler N 6 ir 
Koften dazu bewilligt hatten — wir meinen > A N 
verordneten — gar nicht dazu eingeladen worden 85 
hat uns Leid gethan, weil die Feier ſich leicht un 


ohne Koſteen zu iner allgemeinen, Geiſt und Herz als Führer als üblich. Es war im Auguſt, 
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ler Freunde der Jugendbildung anſprechenden hätte 
machen laſſen. — Der hieſige demokratiſche Verein 
ſteigt jetzt im Vertrauen des Publikums, ſeit man be⸗ 
merkt zu haben glaubt, daß die Mehrzahl der intelli⸗ 
genten Mitglieder aufhört, ſich mit unerfüllbaren Hoff⸗ 
nungen zu ſchmeicheln, mithin die republikaniſchen Ten⸗ 
denzen aufgiebt, und redlich für die demokratiſch⸗ 
konſtitutionelle Monarchie zu wirken ſucht. 
Wie wir vernehmen, wird hier in Kurzem auch ein 
patriotiſcher Verein, als Zweigverein des in Ber⸗ 
lin beſtehenden gegründet werden, welcher ſich die un⸗ 
verletzte Aufrechterhaltung der konſtitutionellen Monar⸗ 
chie, ſo wie aller Rechte und Freiheiten, die dem Volke 
bereits proviſoriſch gewährt ſind und aller königl. Ver⸗ 
heißungen, zum Ziele ſetzt. — Aus Berlin meldet man 
uns, daß die neuliche Abſtimmung über den Jacoby⸗ 
ſchen Antrag gewiſſermaßen doch Kabinetsfrage zu ſein 
ſcheine, wenn auch nicht öffentlich ausgeſprochen. 
Gattin und Tochter des Premierminiſter hätten den 
ganzen Tag hindurch mit geſpannter Aufmerkſamkeit 
und der unverkennbarſten Theilnahme auf der Galle⸗ 
rie ausgehalten, bei der Abſtimmung mitgezählt und 
mit jeder Stimme mehr gegen den Antrag eine immer 
frohere Miene angenommen und wären nach dem 
Schluſſe dem Gatten und Vater in freudigſter Aufre⸗ 
gung in die Arme geeilt. 


* * 
Mannigfaltiges. 

— (Elbing.) Folgender ſeltſame Vorfall wird 
von glaubwürdigen Perſonen erzählt: Zu einem Bauer 
in einem Dorfe der Höhe kommen dieſer Tage zwei 
Fremde in ſehr ärmlicher Kleidung und bitten ihn, in 
Gegenwart der zum Mittagseſſen verſammelten Dienſt⸗ 
leute, um Arbeit und Eſſen; ſie wollten ſchon um ein 
höchſt geringes Lohn arbeiten. Der Bauer erwiedert 
ihnen, er habe Leute genug zu ſeiner Arbeit und könne 
ſie nicht annehmen. Auf ihr dringendes Bitten, ihren 
Hunger zu ftillen, läßt er ihnen jedoch zu eſſen reichen. 
Kaum aber haben die Fremden die Speiſe betrachtet, 
ſo reißen ſie ihre ſchlechten Kittel auf, unter denen nun 
eine Art Uniformen mit Ordensbändern zum Vorſchein 
kommen, erklären dem erſtaunten Bauer, daß der Eine 
von ihnen der Prinz von Preußen und der Andere 
der Großfürſt Thronfolger von Rußland ſei, und ma⸗ 
chen jenem nun die bitterſten Vorwürfe, wie er ſeinen 
Leuten ſolch ſchlechtes Eſſen geben könne. Vergebens 
entſchuldigt ſich der entſetzte Bauer damit, daß er keine 
beſſere Nahrungsmittel beſitze; er wird auf das Härtefte 
angelaſſen, und mit der Androhung ſchwerer Strafe 
entfernen ſich (wie Einige ſagen, nachdem ſie dem 
Bauer einiges Geld abgepreßt) die Fremden. Ziemlich 
auf dieſelbe Art führte bald darauf ein Fremder (dies⸗ 
mal aber nur einer) ſich bei einem bäuerlichen Beſi 
in der Gegend von Stuhm ein; als aber hier derſelbe, 
nachdem er den Kittel aufgeriſſen, ſich ebenfalls für 
den Prinzen. ausgab, rief der Bauer feinen Leuten zu, 
ihn anzupacken, nahm mit ihnen den fremden Herrn, 
der ſich aufs Schleunigſte entfernen wollte, feſt und 
transportirte ihn zum nächſten Gericht. Ueber das Er⸗ 
gebniß der Unterſuchung iſt bis jetzt noch nichts be⸗ 
kannt geworden. (Elb. Anz.) 

— [Ludwig Philipps Vermögen.] Die 
Quaterly Review enthält Folgendes: Man hat viel 
von dem Privatvermögen Ludwig Philipps geſprochen, 
welches er im Auslande untergebracht haben ſoll. 
wiſſen aus guter Quelle, daß er in Amerika 55,000 
Dollars placirt hat, die, da er die Zinſen ſtehen laſ⸗ 
ſen, im Jahre 1847 zu der Summe von 72,000 
Dollars aufgelaufen waren. Außerdem beſitzt der Kö⸗ 
nig in engliſchen Fonds 10,000 und die Königin 
Amalia in öſterreichiſchen ein Einkommen von eirea 
jährlich 300 Pfd. St., die aus einem Vermächtn 
einer Erzherzogin, ihrer Tante, herrühren. g 

— (Magdeburg.) Geſtern hielt der „Verein für 
König und Vaterland“ eine große allgemeine Verſamm⸗ 
lung im Saale der Stadt London. Es hatten ſich 
etwa 400 Perſonen dazu eingefunden, faſt durchgän⸗ 
gig dem hohen Adel angehörig. Am meiſten hatte 
ſich, neben unſrer Provinz, Brandenburg betheiligt, 
doch hörte man auch Namen aus entfernten Gegenden, 

o Hrn. Wit von Dörring. nr 
f * Aus dem ſo eben 25 London erſchienenen, 
ſehr gut geſchriebenen Reiſewerke: Belgium, the Rhine, 
Switzerland and Holland, an autumnal Tour 
(2 Bde.) von dem bekannten engliſchen Schriftſteller J. S. 
Buckingham, heben wir, ba, wie verlautet, Seitens 
einer Breslauer Verlagshandlung eine Ueberſetzung die⸗ 
ſes Buches vorbereitet wird, eine intereſſante Stelle 
heraus. Einer meiner Fuhrer, erzählt B., Namens 
Mickell, ſprach mit vieler Heiterkeit von einer Fran⸗ 
öfin, die er une demoiselle nannte und ungefähr 
40 Jahr alt ſchätzte, und die vor fünf Jahren nach 
Chamouny gekommen war, den Montblanc zu 
erſteigen. Man ſtellte ihr vor, daß die Schwierig⸗ 
keiten viel zu groß für eine Dame ſeien, beſonders für 
ſie, die zwar geſund, aber keineswegs ſtark und kräf⸗ 
tig erſcheine. Sie beſtand indeſſen darauf, wollte es 
jedenfalls wagen und, miethete vorſichtshalber mehr 
das Wetter 
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vertheidigung nicht geſcheut hat, um, wie er fagt, dem 
Glauben an Redlichkeit und Treue auch ſeiner Seits 
zu Hülfe zu kommen, iſt ein neues hohes Verdienſt, 
was ſich derſelbe ums Vaterland erwirbt, höher als 
vielleicht Viele es zu faſſen vermögen. Herzlichſter 
Dank ſei ihm dafür bezeugt mit dem Troſtesworte, 
wer ein ſo reiches, herrliches Leben hinter ſich hat, der 
darf für deſſen Abend nicht fürchten. Solch ein Le⸗ 
bensabend kann nicht anders, als beſeeligend ſein, ſelbſt 
wenn Unverftand oder Bosheit feine Ruhe ftören wollte. 


ausgezeichnet günftig, und zugleich mit ihr brachen 
noch zwei Parteien auf, ein Pole mit fünf und ein 
Engländer mit ſechs Führern. Die Dame hatte acht. 
Die drei Parteien blieben jede für ſich, zuerſt der Pole, 
dann der Engländer, zuletzt die Franzöſin. Ehe dieſe 
die Grands Mutets erreicht hatte, wo man anzuhal⸗ 
ten und die Nacht, ſei es unter freiem Himmel oder 
einem Zelte zuzubringen pflegt, war ſie vor Ermüdung 
und Schwindel mehre Male ohnmächtig und nur durch 
Ausruhen und einige Schluck Wein wieder zu ſich ge⸗ 
bracht worden. Riethen ihr dann die Führer von 
Fortſetzung des Unternehmens ab, erwiederte ſie ſtets: 
fie müffe auf den Gipfel! So am nächſten Tage 
wieder. Als ſie aber noch öfter umſank, die Führer 
ihr vorſtellten, daß es ihr Tod fein könne und muth⸗ 
maßlich ſein werde, — ſie indeſſen um jeden Preis, 
lebend oder todt, den Gipfel erreichen wollte, — ſo 
legte man ihr einen Strick um den Leib und rechts 
und links von zwei Männern geſtützt, wurde ſie einen 
großen Theil des Weges buchſtäblich hin aufgezogen. 
Auf dem Gipfel angekommen, brach ſie zuſammen. 
Kaum aber hatte ſie ſich erholt, ſo forderte ſie Wein, 
trank ein volles Glas auf die Geſundheit des Grafen 
von Paris "und ein zweites auf das Wohl ihrer 
Führer, erſuchte dann letztere in ein Viereck zu⸗ 
ſammenzutreten, ließ ſich auf ihre Schultern heben, 
ſchweckte ihr Taſchentuch und rief nach Möglichkeit 
laut: — „Vive la belle France!“ — wobei ſie 
rühmend gedachte, daß Solches in demſelben Augen— 
blicke — wenigſtens in Europa — von keinem höheru 
Standpunkte aus geſchehen fein könne. Sie 
kam zwar „aufgelöſt von Strapazen“, aber wohlbe— 
halten nach Chamouny zurück. 


Inſerate. 


Stadtverordneten⸗Verſammlung 
am 20. Juli Nachmittag 4 Uhr. 

Verzeichniß der wichtigſten Gegenſtände der Berathung. 

1. Verpachtung eines Gewölbes am Rathhauſe, des 
Zollhäuschens am Ohlauerthore und des Holz— 

plwatzes III. vor dem Ohlauer Thore. 

2. Wahl neuer Mitglieder für mehrere permanente 
Deputationen und der Schiedsmänner für ſechs 
Bezirke. 

3. Bewilligung feſtgeſetzter Brandbonifikationen, eini⸗ 
ger Zuſchüſſe zu den Verwaltungskoſten, mehrer 
Etatsüberſchreitungen, Penſionen, Remuneratio— 
nen und Unterſtützungen. 

4. Abänderungen des § 57 der Stol⸗Taxe vom 13. 
November 1840. 

5. Erhöhung des Zinsfußes von baar eingezahlten 
Amtskautionen. 

6. Antrag auf Verlegung der Verkaufsſtellen um das 
Standbild Friedrich des Großen. 

7. Ausſetzung einer Prämie für die Entdeckung bös⸗ 
williger Brandſtifter. 

8. Maaßnahmen zur Erreichung einer genügenden 
Sicherheit für diejenigen, welche die hieſigen Vieh—⸗ 
märkte beſuchen. 

Der Vorſteher Dr. Regenbrecht. 


Grünberg, 17. Juli. Es hat auch hier einen 
recht wehmütigen Eindruck gemacht, den verehrten grei⸗ 
ſen Staatsminiſter Rother zu einer Selbſtvertheidi⸗ 
gung gegen ſchmutzige Verdächtigungen gezwungen zu 
ſehen. Wohl hat die Seehandlung unter ſeiner Lei⸗ 
tung mancher Schattenſeite nicht entgehen können, 


In der National-Verſammlung am 28. Juni zu 
Berlin unterlegte ein Abgeordneter derſelben dem Mi— 
niſterium eine Interpellation: „Ob dieſelbe nun geneigt 
ſein wolle, das Geſetz vom 31. März 1837, betreffend 
den Gebrauch der Waffen der Forſt- und Jagd-Beam⸗ 
ten aufzuheben?“ 

Wir halten es für unſere Pflicht, gegen dieſen An— 
trag im Intereſſe aller Forſtbeſitzer, ja der ganzen Na— 
tion geradezu zu proteſtiren und darauf aufmerkſam zu 
machen, wie es nur von höchſter Wichtigkeit iſt, unſere 
Forſte nicht der Willkür und dem Diebſtahl Preis zu 
geben, ſondern vielmehr als unerſetzliches Bedürfniß der 
ganzen Nation auf das wirkſamſte zu ſchützen. Es 
ſcheint faſt unbegreiflich, mit welchem Leichtſinn über ſo 
wichtige Nationalbedürfniſſe in unſeren redſeligen Ta⸗ 
gen abgeurtheilt wird und nur hoffen läßt es uns, daß 
einſichtige Männer, denen das wirkliche Wohl der gan⸗ 
zen Nation näher am Herzen liegt als eine blos affek⸗ 
tirte Humanität, ſolchen Anträgen entſchieden entgegen 
treten werden. Traurig iſt es, daß in einem ſo hoch— 
gebildeten Staat wie der preußiſche gegen einzelne 
Klaſſen der Bevölkerung zum Schutz des Eigenthums, 
Waffen gebraucht werden müſſen und gewiß jeder ge⸗ 
bildete Forſtmann würde es mit Freuden anerkennen, 
wenn er deren gegen feine Mitmenſchen zu feiner per⸗ 
ſönlichen Sicherheit zu gebrauchen nicht genöthigt wäre. 
In unſeren Tagen hat auch der Forſtmann ſo viel 
Humanität ſich erworben, aber auch noch immer nicht 
das Gefühl verloren für Recht und den Unterſchied 
zwiſchen Mein und Dein. Warum bewaffnet man 
eine Bürgerwehr? Gewiß nur um die rohe Gewalt zu 
zügeln, und ohne Waffen! wäre dieſe Wehr eine bloße 
Lächerlichkeit. Warum will man dem Forſtmann das 
Recht verſagen? — Soll er allein den Mißhandlun⸗ 
gen der Maſſe bewaffneter Diebe ausgeſetzt ſein? — 
Der Herr Abgeordnete möge nur den Schutz des Wal⸗ 
des eine kurze Zeitlang zur Probe übernehmen und 
als rechtlicher gewiſſenhafter Mann ſeiner Pflicht ge— 
nügen, wir wollen dann fragen, ob ſeine Humanität 
noch ſtichhaltig ſein wird?? 

Wir berufen uns auf die Mitwirkung aller wah⸗ 
ren Patrioten, fie mögen ſich allen fo unglücklichen An⸗ 
trägen, als wie auch der Veräußerung von Waldflä⸗ 
chen zu Ackerland, beſonders in holzarmen Kreiſen, auf 
das Entſchiedenſte widerſetzen. 

Nimptſch, im Juli 1848. 

Der Verein ſchleſiſcher Förſter und Jäger. 

Willich, im Auftrage. 


Hannoveraner! 

Mit Entrüſtung haben wir die Eröffnung vernom⸗ 
men, mit welcher Eure Regierung die Stände entließ. 
Ganz Deutſchland freut ſich der von der Nationalver— 
ſammlung geſchaffenen Centralgewalt, des Grundſteines 
ſeiner freien und mächtigen Einheit; jubelnd begrüßt 
es den Reichsverweſer, die Hoffnung des Vaterlandes. 
In ſolchem Augenblicke tritt Eure Regierung mit einer 

doch wieviel Überwiegendes Licht macht dieſen Schat— Erklärung auf, die den Geiſt feindſeligen Mißtrauens 
ten leicht vergeſſen, wie unbegrenzt hoch ſteht das Ver- und grollenden Verdruſſes ſchlecht verhehlt. Ganz 
dienſt ums Vaterland, das Rother ſich erworben. Deutſchland, der Fürſt wie der Bürger, iſt jetzt zu 
Möge der ausgezeichnete Biedermann nicht glauben, den ſchwerſten Opfern bereit; Eure Regierung aber will 
daß dies von irgend Jemanden überſehen wird, dem für Sonderintereſſen und Vorurtheile, welche unſere 
es vergönnt iſt, die Verhältniſſe zu begreifen, und den Zeit ſiegreich überwunden hat, durch Vorbehalte und 
Sinn für Redlichkeit zu bewahren. So hat erſt vor | Verwahrungen eine neue Barrikade bauen, und wäh- 
kurzem die hieſige proviſoriſche Gewerbe⸗ und Handels: rend jeder Deutſche feinen Stolz darein ſetzt, dem ge⸗ 
Kammer ſich gedrungen gefühlt, ſelbſt bei einem Akte 
gegen einige frühere Mißgriffe der Seehandlung, die ren, beleidigt Eure Regierung die Ehre des deutſchen 
großen Verdienſte mit Dank anzuerkennen, welche der Volkes, indem ſie der geſetzlichen Machtvollkommenheit 
frühere Seehandlungs-Dirigent, Herr Miniſter Rother der Nationalverſammlung die fürſtliche Ehre entgegen: 
um die preußiſche Induſtrie, namentlich um Schleſien, | zufegen verſucht. Ihr Männer von Hannover! als 
ſich erworben. Schreiber dieſes, zu den ſehr Vielen Ihr vor kurzer Zeit ſchwankende und zweideutige Worte 
gehörend, welche ſich dem Herrn Miniſter aufs Dank- mit Schmerz aus dem Munde eines Mannes ver⸗ 
barſte verpflichtet fühlen, hatte bald nach den ſchmutzi- nahmt, den wir Alle unter den Vorkämpfern für 
gen anonymen Angriffen in der Voßiſchen Zeitung Deutſchlands Einheit und Freiheit zu ſehen hofften, 
eine kräftige Abwehr ſolch niedrigen Treibens einge- da ſpracht Ihr aus, daß Euer Wohl und 5 
ſandt, ward jedoch, auf eine ihm noch heut unerklär⸗ heit nur in der Einheit des geſammten Vaterlan es 
liche Weiſe, trotz offerirter Inſertionsgebühren damit begründet ſei. Auch jetzt werdet Ihr bewähren — in 
zurückgewieſen, „weil ſie anonym ſei.“ — Daß der dieſem Vertrauen reichen wir Euch die Bruderhand — 


meinſamen Vaterlande ganz und ungetheilt anzugehö⸗] P 


nitz der 


Männer handeln wollt. Für Euer Thun und Laſſen 
ſeid Ihr Deutſchland verantwortlich. Wohlan denn, 
muthig und frei erklärt Eurer Regierung im Ange⸗ 
ſichte der deutſchen Nationalverſammlung und des deut⸗ 
ſchen Volkes, daß Euch kein Preis zu hoch und zu 
theuer iſt, um den des Vaterlandes Einheit, Freiheit 
und Macht gewonnen wird. 
Leipzig, den 13. Juli 1848. 
Der deutſche Verein, in deſſen Auftrage: 
Dr. Göſchen, Vorſitzender. 
A. W. Volkmann, Schriftführer. 


Die in ihrer Entſtehung begriffene konſtitutionelle 
Monarchie des Vaterlandes ſcheint den deutlich aus⸗ 
geſprochenen republikaniſchen Beſtrebungen mehre— 


ver demokratiſchen Vereine freie Entwickelung zu 


gewähren. Geſchieht dies in der Ueberzeugung, daß 
jene Beſtrebungen in dem Volke ſelbſt ihre gerechte 
Würdigung und den nöthigen Widerſtand finden wer 


den, fo iſt es die Pflicht aller Freunde der konſtitu⸗ 


tionellen Monarchie, öffentlich das Treiben jener repu⸗ 
blikaniſchen Partei zu perhorresciren, damit erkannt 
werde, welcher politiſchen Geſinnung die Mehrzahl des 
Volkes ſich zuneigt. Aus dieſem Grunde erklärt der 


unterzeichnete Verein, daß er die in der offenen 


Antwort des ſchleſiſchen konſtitutionellen Central und 
des vaterländiſchen Vereins zu Breslau an die Abge— 
ordneten Nees von Eſenbeck, Dr. Stein und Brill 
unterm 5. d. M. ausgeſprochenen politiſchen Anſichten 
vollſtändig theilt, und es für wünſchenswerth hält, 
daß auch andere ſchleſiſche Vereine von gleicher Ge— 
ſinnung öffentlich ihre Mißbilligung jener Beſtrebun⸗ 
gen bekunden, 
ben, als die Verwirklichung einer Konſtitution zu ver⸗ 


hindern, um eine Ochlokratie an deren Stelle zu ſetzen. 


Bolkenhain, den 18. Juli 1848. 
Der Bolkenhainer Kreis⸗Verein. 


Nachdem in der Sitzung des Comités zur Ver⸗ 
ſtändigung der hieſigen Klubbs vom 12. d. M. von 
Seiten des politiſchen und von den Vertretern der 
übrigen demokratiſchen Vereine ausdrücklich erklärt wor⸗ 
den, daß fie republikaniſche Tendenzen vers 
folgten, und daß ſie eine neue Revolution 
nicht nur dann für berechtigt halten wür— 
den, wenn kein geſetzlicher Weg mehr übrig wäre, 
um die gekränkte Freiheit des Volkes wiederherzuſtellen, 
ſondern auch dann ſchon, wenn fie hoffen, könnten, 
die Verwirklichung des republikaniſchen Prinzips zu 
beſchleunigen, fo haben die Vertreter des konſtitu⸗ 
tionellen Vereins ſchon in jener Sitzung vom 12. 
den Abbruch der verſuchsweiſe begonnenen Verhandlun⸗ 
gen in Anregung gebracht, und der Central- Verein 
hat in ſeiner öffentlichen Sitzung von Sonnabend 
den 15. d. den Abbruch förmlich beſchloſſen, 
und denſelben am 16. d. dem Präſidenten jenes Co⸗ 
mités notificirt. Dies zur Erläuterung der geſtrigen 
Erklärung des demokratiſchen Vereins über fein Zus 
rücktreten von jenen Verhandlungen. 

Breslau, den 19. Juli 1848. 

Der ſchleſ. konſtitutionelle Central: Vereim. 


Die Herren Schneidermeiſter, 
welche weder dem Mittel noch dem Vereine angehören, 
werden zu einer nochmaligen höchft nothwendigen Hand⸗ 
werksbeſprechung auf Montag den 24. d. M. Vor⸗ 
mittags 8 Uhr in den Fürſten Blücher vor dem Sand⸗ 
thore mit dem Bemerken eingeladen, ihre Herren Mit⸗ 
meiſter auf dieſe Anzeige aufmerkſam zu machen. 


Anzeige. 

Das „Evangeliſche Kirchen⸗ und Schul⸗ 
blatt“, herausgegeben vom Conſiſtorial⸗Rath Wach⸗ 
ler im Verein mit Profeſſor Dr. Oehler und Dia⸗ 
konus Weiß, erſcheint an Stelle des projectirten Ev. 
Gemeindeblattes als kirchliches Organ der Provinz 
auch im zweiten Semeſter d. J. und kann für den 
reis von 20 Sgr. durch alle königl. Poſtämter ohne 
Preiserhöhung bezogen werden. Alle, welche ſich für 
die kirchlichen Fragen der Gegenwart intereſſiren, wer: 
den gebeten, ſich an dem Blatt zu betheiligen, da ſein 
Beſtehen nur durch zahlreiche Subſcription geſichert 
werden kann. 


Cbrifkatholiſche Gemeinde. 
Sonntag den 23. Juli leitet den Gottesdienſt des 


Eure Frei: Morgens um 11 Uhr bierſelbſt in der Bernhardin⸗ 
Kirche der Prediger Vogtherr, des Mittags um 3 Uhr 


in der Armenhauskirche der Prediger Wagner, in Lieg⸗ 
Prediger Hofferichter, in Kreuzburg 2 Pre: 


Herr Minifter jetzt den ſchweren Schritt der Selbft- daß Ihr deutſche Männer ſeid, daß Ihr als deutſche diger Eichhorn. . 


Wohnungs: Anzeige. . 

Zu Michaelis d. J. eine herrſchaftliche 
Wohnung von 5 Zimmern, Entree, Bedien⸗ 
tenſtube und Küche nebſt Boden und Keller 
u. ſ. w. auf einer frequenten Straße, ſo wie 


„Im Verlage von Brehmer u. Minuth 
1 5288 und in allen Buchhandlungen 
Kurzgefaßte geſchichtliche Darſtellung des 
Poſtweſens in Deutſchland, und 
Entwurf der Grundzüge einer Verfaſſung 

der deutſchen Poſten, 
beides als Beitrag zu den Vorſchlägen über 
die zu erwartende Bildung eines gemeinfa- 
men deutſchen Poſtweſens entworfen. 


Hinter⸗Wohnung mit großer Küche, Boden 

und Keller und Tonftige Räumlichkeiten. Dab- 

Nähere zu ee ſchmann, 
Neumarkt Nr. 1, unten im Gewölbe. 


heute Donnerstag im Han 
Ohlauer Thore, 1 


Liebich's Garten, 


heute, den 20. Juli, großes 


Concert 


ein ſchönes Gewölbe, Comptoir, Vorder und von der Breslauer Theater⸗Kapelle. 
K ͤ TER NE SEHEN 7 ra 


Horn⸗Kon 

e-Garten vor dem Entree der Herr 2) 

wozu ergebenſt einladet: 155 N h 
Karl Sauer. 


Heute den 80. Juli. 


Im Schießwerder-Garten 
Concert. 


Anfang 5 Uhr, ſpäter Geſänge, vorgetragen 
von einem bekannten Geſang Verein. 


Sgr., die Dame 1 Sgr. 
A. Schwartzer. 


die offenbar keinen anderen Zweck ha- 
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Zweite Beilage zu Ne 


Donnerstag den 20. Juli 1848. 


167 der Breslauer Zeitung. 


Theater⸗Nachricht. 

Donnerstag: 23ſte Abonnements⸗Vorſtellung. 
Auf vielfaches Verlangen, zum 
fünften Male: „Der Pfarrherr.“ 
Original⸗Schauſpiel in 5 Akten von Char⸗ 
lotte Bird: Pfeiffer. 

Freitag: Zaſte Abonnements = Vorftellung. 
Zum Tten Male: „Martha“, oder: 
„Der Markt zu Richmond.“ Oper 
mit Tanz in 4 Akten, Muſik von Friedr. 
v. Flotow. 


zur Verſammlung - 
fung, betreffend deſſen Bericht v. 25. Juni 
Branuiß, 
ßiſche Konſtitution. Ein Votum. 


Entbindungs = Anzeige. 

Heute Nacht halb 1 uhr wurde meine Frau, 
geb. Seidel, von einem muntern Knaben 
glücklich entbunden. Die frohe Nachricht allen 
Freunden, ſtatt jeder beſondern Meidung. 

Breslau, den 19. Juli 1848. 

Oswald Reich. 


gr. 8. 


gekauften Gegenſtände hat Montags, den 17. Jult ſtattgefunden und es find fol: 
gende Gewinne auf die beigeſetzten Loos-Nummern gefallen: 


Nr. Nr. Nr. 
Entbindungs⸗ Anzeige. 4. Leinwand. 488. Ein Korſet. 953. Ein Briefhalter. 
Die geftern Abend 10 7, Uhr erfolgte gtüd:| 7. Ein Feuerzeug. 497, Ein Kleid. 954. EineBörfe. 
liche Entbindung feiner Frau von einer ge⸗ II. Ein Fußteppich. 504. Ein Kleid. 959, Ein Uhrgehauſe. 
ſunden Tochter beehrt fi) hierdurch anzuzeigen: | 42. Ein Paar Stiefein. 510. Leinwand. 961. Ein Korb. 
Graf v. Monts, 43. Desgl. 511. Leinwand. 965. Ein Wandkorb. 
Major und Kommandeur des Füſilier⸗ 66. Ein Ruhekiſſen. 541. Ein Tablett. 966. Ein Halsband. 
Bataillons 11. Inf.⸗Regts. 67. Ein Schreibzeug. 544. Ein Kleid. 979. Ein Roſenbouquet. 
Brieg, den 19. Juli 1848. 69. Künſtliche Blumen. 565. Ein Hut. 981. Eine Borſe. 
m 78. Ein Häkel⸗Etuis. 567. Ein Sammtkäſtchen. 995. Handtücher. 
Todes: Anzeige. 84. Eine geruchloſe Retirade. 573. Ein Spinnrad. 1003. Eine Fußritſche. 
Nach langen ſchweren Leiden entſchlum⸗ 88. Ein Kleid. 582. Ein Ellenmaaß vonBern⸗ 1013. Ein Waſchbecken. 


m anft heute Nachmittag um 4 Uhr un⸗ 96. Ein Knabenhut. ſtein. 1023. Ein Rohrſtuhl. 
Per kalig geliebte Kar Mutter, aA 102, Ein Schreibzeug. 588. Ein Paar Handſchuhe. 1025. Ein Stück Sattelgurt. 
Frau Bibliothekar Caroline Schimmel, 113. Eine Cigarrenpfeife. 604. Ein Salz⸗u. Pfeffergefäß. 1029. Ein Teller. 
geb. Holzhey. Dies zeigen entfernten Ver⸗ 117. Eine Schüſſel. 613. Ein Hausſekretar. 1048. Eine Punſchbowle. 
wandken und Freunden tiefbetrübt an: 125. Ein Körbchen. 647. En Bernſteinhalsband. er Ein Schmuckhalter. 
i el. + + + + 5 + 
Marie Schimm 120 Ein Bernſteinhalsband. 672. Ein Zahnſtocherträger h Be Ein Fenſtervorſatz 
Berthold Schimmel. 133. Eine Vaſe. 683. Ein Flacon mit Riech⸗ . Eine Broſche. 
* 144. Ein Lichtſchirm. waſſer. 1081. Ein Tabakskaſten. 
Todes- xnzelge. %, 148. Ein Koffer. 701. Ein Kinderlätzchen. 1085. Ein Fülzhut. 

Tief gebeugt zeigen wir den unerſeslchen 155. Ein Kinderhülchen. 705. Ein Paar Schuhe. 1098. Ein Feuchtkorb. 
Verluſt unferes theuern, uns unvergeflichen 162. Ein Zahnſtocher⸗Etuis. 718. Ein Kleid 1115. Eine Kartenpreſſe. 
Gatten, Vater, Bruder und Schwager, des 103. Eine Faſche. 22. Eine Kücenfhüffel. 1127. Ein Kober 
königl. Hauptmanns a. D. und Garnifon: 165. Lein and 5 720. Ein Fruchtkorb f 1120. Eine Eierſiedemaſchine. 
Bermaltunge Ober Infpekter ere pern 190. Ein Paar Bürften. 733. Eine Figur von Thon. 1130. Eine Kühiflafche. 
Heyne, Ritter des eiſernen Kreuzes After | 192. Ein Sand inhalsb: d. 742. Einpf ſfer⸗ u. Salzgefaß 1142. Ein Kindelmügchen. 
Klaſſe, nach neunwöchentlichen ſchweren Lei- 202. Ein N N 743. Ein Kleid. - 1143. Ein Paar Meſſer und 
den in Folge chroniſcher Bruſt⸗ und Unter: 212. en e i 754. Handtücher. Gabel von Bernſtein. 
leibs⸗Krankheit in einem Alter von 63 Jahr 213. Ein Bl. umenkörbchen. 750. Eine Glasflaſche. 1157, Ein Kleid. 
zen 10 Monaten, hiermit ergebenft an. 220. Eine Gi arrenpfeife 762. Ein Teller. 1172. Leinwand. 

n 223. Ein Blumenkörbchen. 766. Ein Handſchuhkaſten. 1180. Ein Herrenhut. 

Die Hinterbliebenen 243. Künſtliche Blumen. 767. Ein Cachemirtuch. 1187. Ein Cabaret. 
Todes⸗Anzeige. 288. Ein Körbchen. 770. Ein Kober. 1190. Eine Waſſerkaraffe mit 
Geſtern Nachmittag 5 Uhr wurde uns 314. Ein ſchwarzes Kachemir⸗ 773. Ein Schreibzeug. Gläſer und Tablet. 
unſer herzlich und inniggeliebtes Töchterchen tuch. 774. Eine Blumenvaſe. 1193. Eine Bänderdecke. 
Ottilie, in dem Alter von 4 Jahren, 8 Mo⸗ 315. Ein Kleid. 790. Ein Füllhorn. 1202. 100 Stück Federn. 
naten und 14 Tagen, durch den Tod plötzlich 318. Ein Paar Kinderſchuhe. 791. Ein Kleidchen. 1215. Eine Ampel. 
entriſſen. Ihr Ende war fanft und ſtill. 321. Ein Cabaret. 803. Ein Hut. 1218. Ein Kleid. 
Gränzenlos aber iſt unfer Schmerz, eingedenk 329. Ein Mügchen. 818. Ein Körbchen. 1220. Ein Schürzchen. 
ihrer innigen Liebe und Anhänglichkeit an 333. Eine Frucht ſchüſſel. 826. Eine Fußritſche. 1230. Leinwand. 
uns. Dieſe traurige Nachricht widmen wir 336. Ein Zuckerkorb. 833. Ein Damaſtgedeck. 1246. Künſt iche Blumen. 
allen unſern Freunden und Bekannten, und 340. Eine Ampel. 835. Ein Paar Ohrbommeln. 1254. Ein Hut. 
bitten um ſtille Theilnahme. 347. Ein kleiner Spiegel. 842. Ein Strohteller. 1279. Ein Paar Schuhe. 
Olſchofke, den 18. Juli 1848. 365. Ein Zahnſtocher⸗Etuis. 848. Ein Paar Stiefeln. 1285. Ein Schloß. 
Eduard Henſel. l 369. Ein Bernſteinhalsband. 854. Ein Spiegel. 1312. Ein Hoſenträger. 
Augufte Henſel, geb. Stol ge. 376. Ein Armband. 855. Ein Album. 1324. Ein Herrenrock. 
Verfpaätete Todes: Anzeige, 382. Ein Handſchuhkaſten. 858. Ein Halsband. 1335. Ein Strohteller. 

Nach der Krankheit, aber glücklich erfolgten 386. Ein Kleid. 864. Eine Kaffeemaſchine. 1351. Ein Hoſenträger. 
Geneſung unſers Gatten und Vaters, brin⸗ 404. Ein Körbchen. 872. Eine Kartenpreſſe. 1355. Ein Armband. 
gen wir die verſpätete Anzeige, allen entfern⸗ 436. Eine Punſchkelle. 874. Ein Tabakskaſten. 1358. Ein Damen⸗-Putztiſch. 
ten Verwandten und Freunden mit namenlo: 438. Eine Schüſſel. 886. Eine Ampel. 1360. Eine Hutſchachtel. 
ſem Schmerz, ſtatt beſonderer Meldung, zur 440. Ein Robrſeſſel. 899. Ein Cabaret mit Senf: 1361. Ein Kleid. 


443. Eine geſtickte Taſche. 
449. Ein Paar Bettdecken. 928. 
486. Ein Korb. 941. 


1362. Eine eiſerne Bettſtelle. 
Ein Papierkorb. 1365. Zwei Krauſen Seife. 
Eine Thonvafe, 1370. Eine Kühlflaſche. 


Wer innerhalb der erſten ſechs Wochen nach dieſer Bekanntmachung den Gewinn nicht 
abholt, wie auf dem Looſe bemerkt war, verliert ſein Anrecht auf dieſelben. 


Die Ausſtellungs⸗Kommiſſion. 


Ritterguts⸗ Verpachtung. 

Das dem Herrn Standesheren Grafen von Schlabrendorf zugehörige, ½ Meile 
von der Stadt Frankenſtein entfernt liegende Rittergut Tarnau, zu welchem zwei Vor⸗ 
werke mit eirca 1003 Morgen Magdeburgiſch nutzbares Land inch, 173 Morgen ausgezeich⸗ 
nete Thal⸗Wieſen gehören, ſoll auf acht dreiviertel Jahre und zwar von Michaelis d. J. 
bis Johannis 1857 im Wege der Submiffion verpachtet und die diesjährige Getreideerndte 

it übergeben werden. 5 g 5 - > 
m Die acptbedingungen zur Verpachtung dieſes Rittergutes ſind vom 26. Juli bis zum 
1. September d. J. an jedem Wochentage in der Kanzlei des Unterzeichneten, ſo wie in 
der Wohnung des Sekretärs Bod elius zu Frankenſtein einzuſehen. j 

Pachtgebote find an den Unterzeichneten mit genügendem Nachweis über die Qualifi⸗ 
kation des Offerenten bis zum erſten September d. J. poſtfrei einzuſenden und es ſind die 
Offerenten an denſelben bis zum 15. September d. J. gebunden. 

Minimum der Pacht pro Jahr iſt außer verſchiedenen nicht bedeutenden Natural: und 
Baarleiſtungen die Summe von 2000 Athlr., als Pachtkaution müſſen 1500 Rthlr. in 
ſchleſiſchen Pfandbriefen, Litt. A. zu Händen des Herrn Verpächters deponirt werden; 
die königl. Grundſteuern trägt der Herr Verpächter. 

Gegenwärtig werden auf den beiden zum Rittergute Tarnau gehörigen Vorwerken 
1000 Stück Schafe, excl. Lämmer, eingewintert und 30 Stück Nutzkühe gehalten, welche 
letztere bei der Nähe der Stadt Frankenſtein ausgezeichnet rentirenz — auf beiden Vor⸗ 
werken wird ein vollſtändiges todtes und lebendes Inventarium übergeben werden. 


Stolz bei Frankenſtein, den 18. Juli 1848. 
W N Lorenz, Forſt⸗ und Wirthſchafts⸗ Direktor. 


Kenntniß, daß unſer einziger Sohn und in⸗ gefäß. 
nigſt geliebter Bruder Emil, am 23. Juni 
Abends 9 uhr in Sagan, trotz der ſorgſam⸗ 
ſten Pflege, nach kurzem Krankenlager im 
faſt vollendeten 21ſten Lebensjahre, an Darm⸗ 
Entzündung und hinzugetretenem Nerven⸗ 
ſchlage verſchieden iſt. Durch ſeinen Tod ſind 
unſere ſchönſten Hoffnungen vernichtet, unſere 
reuden zerſtört und Gram und Kummer un⸗ 
er Loos geworden, die wir durch ſtilles Bei⸗ 
leid theilnehmend zu ehren bitten. 
Grünberg, den 17. Juli 1848. 
Apotheker Weimann, als Vater. 
Emilie Weimann, geb. Ilgner, 
als Mutter. 
Clara, Agnes, Auguſte, Natalie, 
Ida, Schweſtern. 


— .. ———— 
Die 3. Aufſtellung von Sattler's 
Kosmoramen iſt bis 23. Juli zu ſehen. 
Kapitals⸗Geſuch. 

Auf ein hieſiges in der Vorſtadt belegenes 
Grundſtück, welches in der ſtädtiſchen Feuer⸗ 
Societät mit 16,000 Rthl. verſichert ift, wer⸗ 
den ohne Einmiſchung eines Dritten ſofort, 
oder auch bis Termin Weihnachten d. J. 
8000 Rthl. zur erſten alleinigen Hypothek 
geſucht. Zu dieſem Grundſtück gehört außer⸗ 
dem ein Garten von 4 Morgen des beſten 
Ackerbodens, der in obiger Verſicherungs⸗ 
Summe nicht mit inbegriffen, jedoch hypothe⸗ 

kariſch mit verpfändet wird. i 

Der Kirchſchaffner Schulze, an der Bar⸗ 


— — 


barasKicche Rr. 5 wohnend, wird die Güte Michaelis d. J. wird in der Kreisstadt! Ein wiſſepſchaftlich gebilbeter, chers Mann, 
haben, darüber nähere Auskunft zu geben. Oels, 10 einem 5 Markt gelegenen Hauſe, der mit der Gaal i und der 1 
ein Verkaufslokal nebſt Wohnung leer, und durchaus vertraut . 


kann zu dieſem Termine aufs Neue vermie- nigfachen m endlibe 1 7 
thet werden. Eben fo iſt im zweiten Stock ſucht, bei 255 . t⸗ Sekretär Adminiſtra⸗ 
die Wohnung, aus 2 Stuben und 2 lichten Anſteuung als Privat- S 7 iniſtra⸗ 
Kabinets nebſt Beigelaß beſtehend, zu ver- tor 20, n 
miethen und bald zu beziehen. Nuf frankirte ten entſprechenden Branche. Frankirte Of⸗ 
Briefe ertheilt Nachricht die Eigenthümerin, ferten erbittet man unter der Adreſſe: Wentzke, 
verwittw. Kämmerer Berthold zu Oels. Breslau, Heiligegeiſtſtraße Nr. 8. 


Seidne Bänder und Spitzen 
empfing wieder in neuer Auswahl und em⸗ 
pfiehlt ſolche, um ſchnell damit zu räumen, 
zu auffallend rein: 
. + eiſer, 
Buttermarkt im Leinwandhauſe der 
Friedrichs⸗Statue gegenüber. 


Zur Verfaſſungs⸗Sache. 
In der Buchhandlung Joſef Max und Komp. in Breslau iſt zu haben: 
Offener Brief des Freiherrn E. von Vincke⸗Olbendorf an Herrn 
Gerichtsſchulzen Nickel, Abgeordneten des Grottkauer Kreiſes, 
für die Vereinbarung der preußiſchen Verfaſ⸗ 


1848. gr. 8. geh. 2½ Sgr. 


Dr. Ch. J., die deutſche National⸗Verfaſſung und die preu⸗ 
1848. geh. 7%, Sgr. 


Die Verlooſung der bei der diesjährigen Gewerbe⸗Ausſtellung an⸗ 


Die Gegenwart. 


Eine encyklopädiſche Darſtellung der 
neueſten Zeitgeſchichte für alle 
Stände. 

Dieſes Werk, für deſſen Ausführung die 
tüchtigſten Gelehrten und Publiciſten des In⸗ 
und Auslandes gewonnen ſind, hat die ency⸗ 
klopädiſche Behandlung der neuern und neue⸗ 
ſten Zeitgeſchichte in Kunſt und Wiſſenſchaft, 
im ſocialen und politiſchen Leben zur Auf⸗ 
gabe. Daſſelbe wird nicht nur eine vollſtän⸗ 
dige Ueberſicht der Thatſachen und Perſön⸗ 
lichkeiten gewähren, ſondern auch durch leben⸗ 
dige Auffaſſung und gedankenvolle Verarbei⸗ 
tung des Stoffes den Entwickelungsgang un⸗ 
ſerer Zeit zu zeichnen, und den Zeitgenoſſen 
fach Verſtändniß der Epoche zu vermitteln 
Uchen. 

Pfelbftitd dige 2 ſich Charakter ei⸗ 
nes ſe ndigen, in abgeſchloſ⸗ 
fenen Werkes, iſt jedoch zugleid 11 5 
Supplement zu allen Ausgaben des 


onverſations-Lexikon, 


ſo wie als eine-Neue Folge des ſo ſehr 
verbreiteten 


Converſations⸗Lexikon der 
Gegenwart 


zu betrachten. 

Das Werk erſcheint in Heften zu 5 Sgr., 
deren zwölf einen Band bilden; monatlich 
werden zwei bis drei Hefte ausgegeben. Das 
erſte und zweite Heft, ſo wie ausführliche 
Anzeigen ſind in allen Buchhandlungen zu 
erhalten, in Breslau bei A. Schulz 
und Comp., Altbüßerſtraße Nr. 10, an 
der Magdalenenkirche. 

Leipzig, im Juni 1848. 
F. A. Brockhaus. 


Fürſtensgarten. 
Heute Donnerſtag den 20. Juli großes 
Militär⸗Konzert von der aus 38 Mann be⸗ 
ſtehenden Kapelle des 22ſten Infanterie⸗Regt⸗ 
ments. Entree für Herren 2% Sgr., Da⸗ 
men 1 Sgr. Programms werden an der 
Kaſſe gratis ausgegeben. A. Ziegler. 


Sollte Jemand, der] ein fühlendes Herz hat 
und Mittel beſitzt, geneigt ſein, eine Familie vor 
dem Verluſte ihrer Habe mit einem Darlehn 
von 4000 Rthl. zu ſchützen, der beliebe feine 
Adreſſe unter L, W. T. poste restante Bres- 
lau abzugeben. Das Kapital kann theils hy⸗ 
pothekariſch ſicher geſtellt werden, anderntheils 
wird es hinreichend durch Geſchäfts⸗utenſilien 
gedeckt. Zu ewigem Danke würde ſich ein 
ſolcher Menſchenfreund dieſe Familie ver⸗ 
pflichten, die durch die jetzigen Zeitverhält- 
niſſe in die Lage gekommen iſt, zu dieſem 
Mittel ſeine Zuflucht zu nehmen. 


Durch den Rücktritt des hieſigen Bürger⸗ 
meiſters in den Juſtizdienſt er} dieſer En 
ften zum 1. November 1848 frei. Bewerber 
wollen ſich bei dem Stadtverordneten⸗Kolle⸗ 
gium zu Händen des unterzeichneten Vor⸗ 
ſtehers melden. 

Oels, ben e 
einw er, 
Stadtverordneten⸗Vorſteher u. Fürſtenthums⸗ 
Gerichts: Rath. 


AN 


n Lehrer 
eine Hauslehrerſtelle. Nä⸗ J 
Lehrer Rylski zu x 


vet, 
No n 
IR? 8 


Brennholzverkauf, 


Fichtenes, kiefernes und tan⸗ 
nenes Leibholz 


ſteht klafternweis billig zum 
Nähere Junkernſtraße 10 55 Samet 


Avertiſſement. 

4 zuverläſſiger, junger Mann, der ſo⸗ 
woh hier als in Berlin im Manufakturwaa⸗ 
ren Engros ⸗Geſchäft gearbeitet, zulegt hier- 
orts für ein nicht unbebeutendes Tabaksge⸗ 
ſchäft gereiſt, mit der Buchführung und Cor: 
reſpondence vertraut iſt, ſucht unter beſchei⸗ 

denen Anſprüchen, wo möglich bald, ein der⸗ 
artiges Engagement. Näheres im Commiſ⸗ 
ſions⸗ und Agentur⸗Bureau von 
Alexander u. Comp., 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 12. 


L ſucht fofort 
Y heres baun Herrn 
25 Strumiany bei Bo 
n EI DIS ES 


— 


Oeffentliche Vorladung. 

Ueber das Vermögen des Kaufmanns R. 
Schnaubelt hierſelbſt iſt der Concurs-Pro⸗ 
zeß eröffnet und ein Termin zur Anmeldung 
und Nachweiſung der Anſprüche aller unbe⸗ 
kannten Gläubiger auf 

den 20. September 1848, Vor⸗ 

mittags 11 uhr, vor dem Herrn 

Stadt⸗Gerichts⸗Aſſeſſor Krüger 
in unſerm Parteienzimmer anberaumt wor⸗ 
den. Wer ſich in dieſem Termine uicht mel⸗ 
det, 1155 mit ſeinen fade en een 
ausgeſchloſſen und ihm deshalb 8 f 
übrigen Gläubiger ein ewiges Stillſchweigen 


auferlegt werden. 26. Mai 1848. 


Breslau, den a 
Königliches Stadt- Gericht. II. Abtheilung. 


olz⸗Lieferung. 
Es ſollen 8 die hieſige ſtädtiſche Armen: 
Verwaltung, für den Winter des Jahres 


184849, 400 —450 Klaftern Kiefern : Leib⸗ 
55 oder Erlenholz zweiter Klaſſe bis ult. 
November d. J. auf einen der ſtädtiſchen 
Holzhöfe hierſelbſt franco geliefert werden. 

Behufs Verdingung derſelben im Wege der 
Submiſſion fordern wir Lieferungsluſtige auf, 
ihre Gebote verſiegelt bis zum 31. Juli d. 5 
an uns einzureichen, in dem 

auf den 31. Juli Vormittags 11 uhr 

im rathhäuslichen Fürſtenſaale 0 

anberaumten Termine zu erſcheinen und die 
Eröffnung der eingereichten Submiſſionsſchrei⸗ 
ben zu gewärtigen. 5 

Die Koſten der Lizitation und des Kon⸗ 
trakts übernimmt der Lieferant. 

Breslau, den 15. Juli 1848. 

Die Armen ⸗ Direktion. 


Ediktal⸗Citation * 

Von dem unterzeichneten Land⸗ und Stadt⸗ 
Gericht werden die unbekannten Erben der 
zu Proskau am 15. Dezember 1847 verſtor⸗ 
benen Louiſe verw. Waldwärter Kramer, 
auf den Antrag des Nachlaßkurators aufge⸗ 
fordert, ihre etwanigen Anſprüche an den qu. 
Nachlaß ſpäteſtens in dem auf 

den 17. April 1849 früh 9 Uhr 
in unſerm Gerichtszimmer vor dem Herrn 
Land⸗ und Stadt⸗Richter Buchwald ange⸗ 
ſetzten Termine, ſchriftlich oder perſönlich gel: 
tend zu machen, widrigenfalls fie damit wer: 
den präkludirt und der Nachlaß als herren⸗ 
loſes Gut dem Fiskus wird zugeſprochen 
werden. 

Oppeln, den 18. Juni 1848. 

Königl. Land⸗ und Stadt⸗Gericht. 
v. Schmid. 
— — — — 
Nothwendiger Verkauf. 

Die dem Chriſtian Mokraſche gehörige 
Freiſtelle Nr. 3 Siebiſchau, Kreis Breslau, 
mit 11 Morgen 72 Quadrat⸗Ruthen Garten 
und Ackerland, gerichtlich taxirt auf 1484 Rtlr. 
12 Sgr., ſoll den 25. Januar 1849 meiſtbie⸗ 
tend verkauft werden. Der Bietungs⸗Termin 
ſteht in Siebiſchau an, und werden am be⸗ 
ſagten Tage von h uhr Morgens ab Gebote 
angenommen, Die Taxe, fo wie der neueſte 
Hypothekenſchein ſind in unſerer Kanzelei, 
Nikolaiſtraße Nr. 34, Breslau, einzuſehen. 

Breslau, den 10. Juli 1848. 
Das Gerichts⸗Amt für Siebiſchau. 


Auktions⸗Anzeige. 

Im Auftrage des hieſigen fürſtlich kurlän⸗ 
diſch⸗ſtandesherrlichen Gerichts werde ich den 
9. Auguſt d. J. und die folgenden Tage den 
Nachlaß des hierſelbſt verſtorbenen Gerichts⸗ 
Kanzlers Leſſ ing, beſtehend aus Möbeln, 
Kleidungsſtücken, Wäſche, Betten, Porzellan, 
Gläſern, einigem kupfernen Küchengeräth und 
2 Wagen, ſo wie Bücher, juriſtiſchen, wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und belletriſtiſchen Inhalts, öffent: 
lich meiſtbietend im Sterbehauſe gegen gleich 
baare Zahlung verſteigern, wozu ich Kauflu⸗ 
ſtige hierdurch einlade. 

Wartenberg, den 8. Juli 1848. 

Burgund, 
Rendant und Regiſtrator. 


Samen-Roggen. 


Ueberseeischen Pracht-Roggen (8 Miz. 
Aussaat pro Magdeburger Morgen kräftigen 
Boden), wie böhmischen Schilf- Stauden- 
Roggen offerirt zu höchst soliden Preisen: 

N Franke, Wirthschaftsbeamter. 

Eckersdorf, Kreis Breslau, Jali 1848, 


Milch⸗Sfferte. 


Gute Milch, wie ſie von der Kuh kommt, 
wie auch abgelaſſene und Sahn, gegen 130 
Quart, kann ein Dominium täglich bis früh 
7 Uhr zum Verkaufe oder auf Abſchluß für 
das ganze Jahr nach Breslau liefern. 

Das Nähere bei dem Goldarbeiter Herrn 
Sof. Caſſirer, Riemerzeile Nr. 20. 21. 

A Rthl. werden geſucht auf ein Ritter⸗ 
gut, unweit Breslau, gegen pupillariſche Si: 
cherheit. Näheres Kupferſchmiedeſtraße 10 
im Gewölbe, 


Friſche wilde Enten, 


Stock⸗ Enten, das Paar 17 und 18 Sgr. 

Mittel⸗Enten, das Ne 12 Sgr. Kei 

Enten, das Paar 8 bis 9 Sgr., empfiehlt: 

5 Beier, Wildhändler, 
Kupferſchmiedeſtraßze 16, im Keller. 
x 3 lü 1 e I. 
neue und gebrauchte, ſind zu verkaufen und 
zu vermiethen: Weißgerbergaſſe Nr. 5. 


Ein Mann, wo moglich in geſetzten Jah: 
ren, welcher in einem Kreis⸗Steuer⸗, königl. 
Rent⸗ oder doch landräthlichen Amte gearbei⸗ 
tet hat, findet ein Unterkommen in Breslau 
Mathiasſtraße Nr. 25, eine Treppe. 
K ER ER DEE 

70,000 Thaler Cour. 
kann ein Gutsbeſitzer mit Vermögen 
durch Verheirathung mit einer jungen 
Dame guter Familie ſich erwerben. 
Reele Offerten unter der Adreſſe „For⸗ 
tuna”, Spandauerſtr. Nr. 36, 2 Tr., 
im Geſchäftszimmer zu Berlin abgegeben, 
werden berückſichtigt. 

Auf dem Dominium FCſchieſchwitz, hinter 
Drohmsdorf, an der Jauerſchen Straße ſte⸗ 
hen 60 Stück mit Körnern gemäſtete ſehr 
fette Schöpſe zum Verkauf. 

Manilla⸗Hauf, 
in vorzüglicher Qualität, offerirt: 
Eduard Vetter, 
Junkernſtraße Nr. 8, erſte Etage. 
Verlorener Hund. 

Ein kleiner weißer Spitz, ganz geſchoren, 
iſt verloren gegangen; wer denſelben Goldene⸗ 
radegaſſe 5 abgiebt, erhält eine Belohnung. 

Ein Windhund 
kann vom Beſitzer abgeholt werden: Neue 
Schweidnitzer Straße Nr. 3d. im zweiten 
Stock, Gartenſtraßen⸗Ecke. 


Vermiethungs⸗ Anzeige. ; 
1) Ring Nr. 8 (fieben Churfürſten) iſt die 
zweite Etage, beſtehend in 10 Piecen mit 
allem Zubehör, Stallung und Wagenplatz, 
Böden ꝛc., desgl. mehre kleine Wohnun⸗ 
gen und eine Remiſe von Michaelis d. J. 
ab, und 
2) Herrenſtraße Nr. 2 die Hälfte der zweiten 
Etage, beſtehend in 5 Piecen mit Zube⸗ 
hör, von Michaelis ab zu vermiethen und 
zu beziehen. Das Nähere beim Komiſ⸗ 
miſſionsrath Hertel, Seminargaſſe 15. 


Zu vermiethen und zu beziehen: 
1) Tauenzienſtraße Nr. 66 zwei kleine Woh⸗ 

nungen von Michaelis ab. 

2) Reuſcheſtraße Nr. 50 ein Verkaufs⸗Ge⸗ 
wölbe von Michaelis ab und mehre mitt⸗ 
lere Wohnungen, theils ſofort, theils von 
Michaelis ab; desgl. eine Remiſe ſofort. 

3) Bahnhofſtraße (zur Palme), neben der 
weißen Roſe, mehre große und kleine 
Wohnungen, theils ſofort, theils von 
Michaelis ab. 

4) Friedr.⸗Wilh.⸗Straße Nr. 26 mehre große 
und kleine Wohnungen ſofort reſp. von 
Michaelis ab. 

5) Schmiedebrücke Nr. 36 eine geräumige 
1 in der zweiten Etage von Mi⸗ 
chaelis ab und eine kleine Parterrewoh⸗ 
nung ſofort. * 

6) Univerſitätsplatz Nr. 14 eine Wohnung 
in der erſten Etage von Michaelis ab. 

7) Vorwerksſtraße Nr. 12 mehre kleine Woh⸗ 
nungen, theils ſofort, theils von Michae⸗ 
lis ab. 

8) Siebenhubener⸗Straße Nr. 20 eine grö⸗ 
ßere und mehre kleinere pr 

theils fofort, theils von Michaelis ab. 

riedr.⸗Wilh.⸗Straße Nr. 30a mehre 
leine Wohnungen, theils ſofort, theils 
von Michaelis ab. 

10) Karlsſtraße Nr. 49 eine mittlere Woh⸗ 

nung ſofort reſp. von Michaelis ab. 
Näheres beim Kommiſſionsrath Hertel, 

Seminargaſſe Nr. 15. 

Am Schießwerder Nr. 6 bei M. A. Fuchs 
iſt die Klafter trocknes Pappel⸗Leibholz für 
4 Rthlr. und Pappel⸗Wrack für 3 ½ Kthlr. 
zu haben. 


DEE EN then —— — 
Tauenzienplatz Nr. 8 ſind bald oder zu 
Michaelis mehre Wohnungen zu vermiethen. 


Karlsſtraße Nr. 47, erſte Etage, iſt ein 
gut möblirtes Zimmer vorn heraus ſogleich 
zu beziehen. 

Ein freundlich möblirtes Zimmer iſt Hum⸗ 
merei Nr. 17 im erſten Stock zu vermiethen. 
Albrechtsſtraße Nr. 39 
iſt der zweite Stock zu vermiethen und Mi⸗ 

chaelis zu beziehen. 

Eine Wohnung von Stube, Alkove, Küche, 
Altane und Kammer, im Hofe 2 Stiegen, 
auch eine große trockene Remiſe iſt Nikolai⸗ 
Straße Nr. 16 (drei Könige) zu vermiethen; 
Näheres im Gewölbe. 

Antonienſtaße Nr. 9 iſt Michaelis billig zu 
vermiethen: der zweite Stock von 5 Piecen, 
eine Hofwohnung von 4 Piecen, und Keller 
und Remiſen bald. 

In der Nikolaivorſtadt, neue Kirchgaſſe 
Nr. 10 a. find große und kleine Wohnungen 
zu Michaelis zu bezieben. 

Eine freundliche möblirte Stube 
iſt vom erſten Auguſt ab zu vermietben: 
Tauenzienſtraße Nr. 14, 3 Treppen rechts. 


Die Gräupnerei 


nebft Keller und Wohnung ift Kupferſchmie⸗ 
deſtraße Nr. 32 zu vermiethen. 51 

Zu vermiethen iſt Schmiedebrücke Nr. 
ein Specerei⸗Geſchäft und ſofort zu beziehen. 
N Oderſtraße Nr. 33 im Fleiſchge⸗ 
wölbe. 


9% 


Druck und Verlag von Graf, Barth und Comp. 


1 


1838 — 


Tübingen. Im Lauppſchen Verlage iſt ſo eben erſchienen und in allen Buchhand⸗ 
lungen zu haben, in Breslau bei Graß, Barth und Comp.: 


Die Nothwendigkeit einer lebendigen Pflege 
des poſitiven Chriſtenthums 
in allen Klaſſen der Geſellſchaft. 
Den deutſchen Regierungen, zunächft dem deutſchen Parlament zur Würdigung 
vorgelegt 


von Dr. J. B. Hirſcher. 
4 Bogen. gr. 8. broch. Preis 6 Sgr. 


Vorſchriftsmäßi 
und dem Publikandum vom 13. März 1813) — angefertigte 


Mühlenwaage⸗Tabellen, 


das Exemplar zu 3 Bogen — 6 Sgr., 
find vorräthig zu haben in der Stadt⸗ und univerſitäts⸗Buchdrückerei von 


Graß, Barth und Comp., 


Breslau. Herrenſtraße Nr. 20. 


Nachdem ich das von mir bisher geführte Lotterie⸗Geſchäft in die Hände der königli⸗ 
chen General⸗Lotterie⸗Direktion zurück gewährt, der königl. Lotterie⸗Cinnehmer Hr. Froböß 
von Hochderſelben aber mit der Abwickelung des Geſchäfts beauftragt worden, fordere ich 
alle diejenigen, welche in Angelegenheiten des Lotterie⸗Geſchäfts bisher mit mir in Verbin⸗ 
dung ſtanden, auf, ſich von jetzt ab, lediglich an Herrn Froböß zu wenden. 

Breslau, den 19. Juli 1848. J. Holſchau. 


Nachdem die königliche Lotterie⸗Direktion mir die Verwaltung der Holſch auſchen 
Lotterie⸗Einnahme übertragen hat, fordere ich alle Diejenigen, welche aus der erwähnten 
Kollekte Looſe entnehmen wollen, oder mit dem Herrn ꝛc. Holſchau als Lotterie⸗Einneh⸗ 
mer noch in geſchäftlicher Verbindung ſtehen, hiermit auf, ſich von jetzt ab, lediglich an 
mich zu wenden. Breslau, den 19. Juli 1848. 

Der königliche Lotterie-Einnehmer Froböß, Blücherplatz Nr. 8. 


W. Altmann's Anftalt zur Aufnahme von Knaben außer der Schulzeit, 
(Unterrichtes, Erziehungs: und Penſions⸗Anſtalt, Herrenſtraße Nr. 20). 
Die Beſuchszeit während der Ferien iſt täglich von 10—12 uhr und von 3—6 Uhr. 
An der Montag den 24. d. von den älteren Zöglingen mit mir anzutretenden Gebirgsreiſe 
können ſich noch einige Nichtzöglinge (über 9 Jahr alt) betheiligen. Anmeldungen neuer 
Schüler können mit jedem Tage erfolgen. W. A. 


Verkauf einer Stahl-, Meſſing⸗ und Eiſen⸗ 
Waaren⸗Handlung. 


Der im Frühjahr 1849 ftattfindende umbau unſers jetzigen Lokals, und die Nothwen⸗ 
digkeit, daſſelbe zu räumen, haben uns zu dem Entſchluß gebracht, unſere ſeit 30 Jahren 
geführte Stahl-, Meſſing⸗ und Eiſenwaaren⸗ Handlung im Ganzen zu verkaufen, oder im 
Fall fi kein Abnehmer finden ſollte, in dieſem Jahre aufzulöfen. Im erſteren Falle wer⸗ 
den wir gern bereit ſein, unſere nicht unbedeutende Kundſchaft dem Herrn Käufer zuzu⸗ 
führen, und die Bedingungen ſo annehmbar wie möglich ſtellen. — Anfragen bitten ohne 
Unterhändler direkt an uns gelangen zu laſſen. 

Breslau, den 19. Juli 1848. W. Heinrich u. 


Die Wollen⸗Garn⸗Spinnerei von 
A. F. Dinglinger in Hirſchberg i. Schl. 


empfiehlt ſich zu Beſtellungen auf Kamm: und Streichgarne, auch werden Aufträge im Lohn 
ſpinnen bei ſoliden Preiſen ſchnell und gut ausgeführt. Proben liegen bereit und werden 


auf Verlangen zur Anſicht zugeſandt. 


Comp., am Ringe Nr. 19. 


an der Neue Schweidnitzerſtraße Nr. 4b iſt Ver: 
150 Fuß | änderungshalber das bisher von Sr. Durch⸗ 
laucht dem Prinzen Ernſt von Altenburg 


Am Schießwerder Nr. 6, direkt 
Oder, iſt ein luftiger Boden von 


— (uach der Verordnung vom 15. Februar 1811 


Länge und 25 Fuß Tiefe ſofort zu vermiethen. 
Vermiethungs⸗Anzeige. 

Tauenzienſtraße Nr. „1 und neue Taſchen⸗ 
ſtraße Nr. 6 find mehrere herrſchaftliche 
Wohnungen mit allem Zubehör, theils ſofort, 
theils von Mtchaelis d. J. ab, desgl. zwei 
kleinere, eine vom 1. Auguſt und die andere 
vom 3. Oktober d. J. ab zu mäßigen Prei⸗ 
ſen zu vermiethen und zu beziehen. Das 
Nähere bei Herrn Kaufmann Thomale daſelbſt, 
ſo wie beim Kommiſſionsrath Hertel, Se⸗ 
minargaſſe Nr. 15. 


Vermiethungs⸗Anzeige. 

In Nr. 76/77, Ohlauerſtraße (zu den drei 
Hechten), iſt in der 1. Etage eine geräumige 
Wohnung, desgl. eine mittlere in der 2. Etage 
nach der Altbüſſerſtraße heraus, ſowie die 
Schmiedewerkſtatt ſofort reſp. von Mich. ., 
ab zu vermiethen und zu beziehen. 

Das Nähere beim Kommiſſionsrath Hertel, 
Seminargaſſe Nr. 15. 

Zu vermiethen Termin Michaelis 
eine Wohnung von 5 Stuben, 2 Alkoven, 
Küche und Zubehör: Aer dee = 
Ring Nr. 56 ıft der erfte Stoch, geeig⸗ 
net zu se Geschäftslokal, zu vermietben. 


Dukaten 96 Br. 
112% Std. 
Schuld⸗Scheine 
915. yo 

itt. B. 4% 93 Br., 3%% 81 / Gld. 
807, Br. . Eifenbahn: Aktien: 

rior, 4% 84% Gb. 
nu⸗Oberſchleſiſche 36 Gld. 


(Cours Bericht.) 
bez., Prior. 4½ % 87 ½ Br. 
5% 93% bez., Ser. II. 8 


III. 1 
83% bez. 5% O5. 


Rheiniſche 52% Br., Prior. 40% 


rich⸗Wilhelms⸗Nordbahn 4% 38 bis 37 u. % 
Br. — Fonds: und Geld⸗Sorten! Staats⸗Schuld⸗Scheine 3% % 7 
handlungs⸗Prämien⸗Scheine a 50 Rtl. 88 Br. 
3½ % 77% Br. Friedrichsd'or 113% Br. Louisd'or 112% bez. 


alte 4% 86 ½ bez., neue 861, bez. 


GASEN 
onrs- Blatt, eld⸗ 
cuntigees Gaſſenlſche Dukaten 96 Br. 
Polnisches Courant, 89, ld. Oeſterreichiſche Banknoten 891, Br. Staats⸗ 
00 Nil. 3 % 73%, Gld. 
Gld, neue 3 ½ % 77% Br. 0 Pfandbriefe a 1000 Rtl. 3 % 9257, 8 
Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger 4% 
e Litt. A 37 % 832% A Litt. 
Pre ederfchlefifch: Märkif 
3½% 75% Br. Frierich⸗Wilheime⸗Wordbahn 37°, Gld. 
Berlin, den 18. Juli. 
Eiſenbahn⸗Aktien: . 
Niederſchleſiſche 3 / % 60 / Br., Prior. 4°, 80 bez., Prior. 
bez. Oberſchleſiſche Litt. 


bewohnte Quartier (8 Piecen) mit Stallung 
auf vier Pferde, Remiſen und Kutſcherwoh⸗ 
nung anderweitig zu vermiethen. 


Ring Nr. 54 iſt der zweite Stock zu ver⸗ 
miethen und Michaelis zu beziehen. Das 
Nähere im Gewölbe daſelbſt. 


Zu vermiethen Term. Michaelis: 


eine Wohnung von 3 Stuben, Küche und 
Zubehör, im erſten Stock; 
ein Handlungs⸗Lokal, beſtehend aus Comptoir, 
- Remifen und Keller: 


Altbüſſerſtraße Nr. 14, nahe der Albrechtsſtr. 
— ———— Ö  ys 


Breslauer Getreide: Preife 


am 19, Zult 

Sorte: beſte mittle geringſte 
Weizen, weißer 52 7 g. 59 Sg. 53 Se. 
Weizen, gelber 60 7 56 „ 52 — 
Roggen % 
Gerſte Nee 28 N 26 7) 24 ” 
Hafer ar neee 

Juli. 


und Fonds⸗Courſe: Holländiſche Rand: 
Friedrichsd'or 11314 Br. Louisd'or 


Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 5% 
r. 
Br., neue 
81 Br., 
B 83% Br. Kra⸗ 

Köln: Mindener 


e polniſche Pfandbriefe 4% 86% 


che 3%, 70% Br. 


Köln⸗Mindener 3% 75½ u. % 
A 3½% 83½ Br., Litt. B 
67 Gld. — Quittungs⸗Bogen: Fried⸗ 
bez. u. Br. ee 4% 04% 

d bez. See⸗ 
Poſener Pfandbriefe 4% 1 bez., neue 
Polniſche Pfandbriefe 


Redakteur: Nimds. 


